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VoRwoRT  
des Landesforschungszentrums Geothermie

Die Entscheidung für eine umweltverträgliche 
Energiewende ist ein wesentlicher Baustein für 
den Klimaschutz. Zu den großen herausforde-
rungen gehört dabei eine zuverlässige, robuste 
und bezahlbare Energieversorgung, welche  
unsere Lebensgrundlagen schützt. um diesen 
Schutz zu gewährleisten, müssen verschiedene 
Aspekte qualifiziert betrachtet werden. für den 
Erhalt und die Steigerung der Lebensqualität in 
unserer gesellschaft sind daher entscheidend:

   die reduktion von treibhausgasemissionen
   der Erhalt unserer einzigartigen umwelt 

(Artenvielfalt, Qualität der Lebensräume) 
   der nachhaltige Schutz unseres trinkwassers

geothermie ist eine der erneuerbaren Energie-
ressourcen, die eine importunabhängige Energie-
versorgung dezentral und langfristig sicherstellen. 
heute werden vor allem Stromgestehungskosten 
verglichen – ohne dabei die Systemkosten wie 
Speicherung, reservekraftwerke und umwelt-
kosten zu berücksichtigen. Dabei werden über 
50 % der Primärenergie in Deutschland für die 
wärme- und Kälteversorgung verbraucht. im 
vorliegenden handlungsleitfaden liegt deshalb 
der fokus auf der nutzung der geothermie für 
die wärmewende.

Die nutzung der wärme aus der tiefen geo-
thermie ist eine effiziente option, die bereits 
heute wirtschaftlich für industriebranchen aber 
auch für die Metropolen Paris und München  
eine heimische und zuverlässige wärmeversor-
gung sicherstellt. geothermie besitzt zudem ein 
großes – in Deutschland bisher kaum genutztes – 

Potenzial zur wärmespeicherung. So kann 
überschusswärme vom Sommer im winter ge-
nutzt werden. Die tiefe geothermie stellt eine 
grundlastfähige Energie bereit, die auch in wind- 
stillen nächten eine umweltverantwortliche  
und nachhaltige Energieversorgung sicherstellt. 

wie bei allen Energie-technologien müssen 
auch bei der geothermie potenzielle Auswir-
kungen untersucht und durch eine sorgfältige 
Planung sowie durch qualifizierte genehmi-
gungen ein dauerhaft sicherer Betrieb ermög-
licht werden. 

Dieser handlungsleitfaden legt dar, wie bei der 
Vorhabenplanung bis hin zur genehmigung  
einer geothermiebohrung die verschiedenen 
Behörden mit ihrer spezifischen fachkenntnis 
eingebunden werden. Dadurch wird eine um-
weltgerechte Energiebereitstellung ermöglicht, 
welche unsere Lebensgrundlage erhält und  
die umwelt schützt. hier steht das wohlergehen 
jedes Bürgers immer im Vordergrund.

im handlungsleitfaden werden anhand eines 
Zeitstrahls die prinzipiellen Abläufe von der  
Planung bis zum Bau und Betrieb einer geo-
thermieanlage dargestellt. Bei genehmigungen 
können weitere Prüfungen erforderlich sein, um 
die lokalen gegebenheiten und den aktuellen 
Stand der technik zu berücksichtigen. 

Durch das aufgezeigte Vorgehen wird in unse-
rem Land ein besonders hohes Maß an Sicher-
heit, information und Einbindung der lokalen  
Bürgerschaft gewährleistet.

Mit herzlichen grüßen

Prof. frank Schilling & Prof. thomas Kohl
(Landesforschungszentrum geothermie)
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in Baden-württemberg wurden im Jahr 2015 gut 120 twh für wärme 
und je ca. 80 twh für Stromerzeugung und in form von Kraftstoffen  
genutzt. über 50 % der Energie werden derzeit für die wärmeversorgung 
(in haushalten kann dieser Anteil bei über 80 % liegen) benötigt. im wärme-
sektor können Erneuerbare Energien wie Solarthermie, Biomasse und 
geothermie einen erheblichen Beitrag leisten. Das Potenzial der Biomasse 
ist dabei schon weitgehend ausgeschöpft. Das Ministerium für umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft Baden-württemberg (uM) hat daher in seinem 
integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept (iEKK) der geothermie  
neben der Solarthermie eine wesentliche rolle für die Erreichung der 
Kernziele bei der wärmewende zugeschrieben. Die naturschutzverbände 
(LnV Bw, BunD, nABu) haben sich ebenfalls für den zunehmenden  
Einsatz regenerativer Energien, einschließlich der nutzung der geothermie, 
als Maßnahme zum Klimaschutz ausgesprochen.

Die nutzung der geothermischen Energie  erfordert unter den gegebenen 
geologisch-geothermischen rahmenbedingungen in Deutschland, resp.  
in Baden-württemberg (Bw), spezielle, auf die hiesigen Ausgangsvoraus-
setzungen angepasste Vorgehensweisen, gewinnungsstrategien und 
-technologien. Ziel des Landes ist es, die geothermische Energie sicher zu 
nutzen. Da es bislang für die Durchführung tiefen-geothermischer Projekte 
in Bw keine dezidierten Verfahrensabläufe gibt, hat das Ministerium für 
umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-württemberg (uM) die Ein-
richtung eines Arbeitskreises unter federführung des Landesforschungs-
zentrum geothermie (LfZg) und des Karlsruher institut für technologie 
(Kit) initiiert und diesen mit der Erstellung eines handlungsleitfadens  
tiefe geothermie für Baden-württemberg beauftragt. Darin werden  
die einzelnen Verfahrensschritte für eine umweltgerechte und sichere 
nutzung der geothermischen ressourcen mit der heute zur Verfügung 
stehenden technologie aufgeführt. Die genehmigungsbehörden haben 
daher eine entscheidende funktion im gesamten Projektablauf. 

Eine geothermieanlage wird nicht mit einem einmaligen Bescheid ge-
nehmigt, sondern im Zuge der Projektentwicklung und des Baus einer 
geothermieanlage sind sehr viele verschiedene genehmigungen bei  
den jeweils zuständigen Behörden einzuholen. Dem Projektplaner wird 
daher dringend empfohlen, sich fachlichen Beistand durch ein Beratungs-
unternehmen zu versichern.

Im Fokus des Handlungsleitfadens steht in erster Linie die wärme-
gewinnung durch Tiefe Geothermie, weniger die Stromerzeugung.

Das Ziel des Leitfadens ist, die handlungsabläufe für die umweltgerechte 
nutzung der geothermischen ressourcen mit den heute zur Verfügung 
stehenden technologien in möglichst allgemein verständlicher form  
darzulegen und eine orientierung für die dafür notwendige forschung 
und Entwicklung zu geben. Dabei soll der Leitfaden den gesamten  

EINFüHRuNG 
in das Thema
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Verfahrensablauf wiedergeben, d. h. von der Planung bis hin zur fertig-
stellung und Betrieb der geothermischen Anlage. Der Leitfaden soll ein 
Schritt-für-Schritt-Vorgehen aufzeigen und ebenso die notwendigkeiten 
darlegen, die zu einem Abbruch oder einer Änderung des Projektes,  
bzw. zu einem umdenken im Projektablauf führen können. insbesondere 
soll er die landesspezifischen Aspekte im gesamten Prozess und die  
Maßnahmen der Qualitätssicherung in jedem Schritt des Vorgehens  
berücksichtigen. 

im Ablauf eines geothermieprojektes ist zunächst, wie nachstehende 
Skizze veranschaulicht, eine Vorstudie, in der sämtliche projektrelevanten 
Daten zusammengetragen werden, erforderlich. nach Definition der Vor-
habenziele (z. B. Bau eines heizwerkes, Bau eines Kraftwerkes) folgt die 
so genannte Machbarkeitsstudie, die mit einer Abschätzung der invest-
kosten für das gesamte Vorhaben endet. Darauf aufbauend können die 
ersten Vorarbeiten und Voruntersuchungen durchgeführt werden, wenn 
sich keine Bedenken gegen das Projekt ergeben haben. Mit der ersten  
Erschließungsphase, dem Abteufen der ersten tiefbohrung, beginnt der 
eigentliche Bau am geothermie-heiz(kraft)werk, gefolgt von der zweiten 
und weiteren Erschließungsphasen. Sodann ist ein Probebetrieb erforder-
lich, bevor mit dem eigentlichen Dauerbetrieb begonnen werden kann. 
wird die geothermieanlage später (üblicherweise nach ca. 30 -50 Jahren) 
nicht mehr benötigt oder soll sie ersetzt werden, muss sie stillgelegt und 
rückgebaut werden.

Mit dem handlungsleitfaden tiefe geothermie wird eine handreichung 
für alle direkt oder indirekt an einem Projekt Beteiligten geschaffen,  
die klar aufzeigt, wann welche Verfahrensschritte in einem Projektablauf 
erforderlich sind und in welcher form und zeitlichen Staffelung diese  
erfolgen. 

Der handlungsleitfaden richtet sich daher ins-besondere an Projektent-
wickler. Er soll aber auch allen an einem solchen Projekt beteiligten  
Projektpartnern und betroffenen Bürgern ein zuverlässiges Kompendium 
über den Projektablauf von der Planung über die Ausführung bis hin  
zur fertigstellung sein. Der handlungsleitfaden soll zu einer frühzeitigen 
Beteiligung der Bürger mit klaren informationen beitragen und soll  
transparenz und damit auch Vertrauen schaffen.

Der vorliegende  
Handlungsleitfaden 
gibt die einzelnen 
Handlungsabläufe  
in ihrer zeitlichen  
Reihenfolge wieder. 
Die Gliederung des 
Handlungsleitfadens 
entspricht daher  
diesem „Zeitstrahl“.

Eine sichere Nutzung 
der Geothermie  
erfordert eine detail- 
lierte Planung und  
Überwachung der  
Arbeiten, weshalb 
Schutz der Umwelt 
und Einhaltung der  
dazu vorgesehenen 
Bestimmungen im  
Mittelpunkt stehen.

Vor- 
studie

Probe- 
betrieb

Rück- 
bau

Dauerbetrieb

Machbarkeits- 
studie

Vorarbeiten
1. Erschließungs-

phase

2. und weitere  
Erschließungsphase
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1GrundlaGen und 
nutzunGssysteme der 
tIefen GeothermIe

Geothermische Energie ist die in Form  
von Wärme gespeicherte Energie unter-
halb der Oberfläche der festen Erde  
(VDI-Richtlinie 4640). Synonyme sind  
Erdwärme oder auch Geothermie.  
Erdwärme steht generell überall und  
jederzeit zur Verfügung. 

Bei sachgerechter Bewirtschaftung ist sie 
praktisch unerschöpflich, da kontinuierlich 
Wärme im Untergrund erzeugt wird und 
aus größerer Tiefe nachströmt. 

Die Temperatur steigt mit der Tiefe im  
Mittel um 3 °C pro 100 m an. Diese Tempe-
raturzunahme pro Tiefenabschnitt wird als 
Temperaturgradient oder geothermischer 
Gradient bezeichnet.



Die temperaturverteilung im untergrund ist 
nicht einheitlich. Verantwortlich dafür sind die 
unterschiedlichen thermischen Eigenschaften 
der gesteine (z. B. wärmeleitfähigkeit), aber 
auch der wärmetransport mit der Migration 
von fluiden. So gibt es gebiete, in denen der 
temperaturgradient gegenüber dem Durch-
schnittswert wesentlich erhöht ist. 

in manchen Bereichen des oberrheingrabens 
oder im gebiet von Bad urach am fuß der 
Schwäbischen Alb nimmt die temperatur teil-
weise um mehr als 5 °C, stellenweise auch um 
10 °C pro 100 m zu. in diesen Bereichen liegen 
so genannte positive temperaturanomalien vor. 
für die nutzung der geothermischen Energie 
hat dies den Vorteil, dass die gewünschte tem-
peratur an diesen Stellen bereits in geringerer 
tiefe erreicht wird und dadurch niedrigere 
Bohrkosten sowie geringere investitionskosten 
anfallen.
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1.1  Geothermische Nutzungssysteme

geothermische Systeme lassen sich unter verschiedenen gesichtspunkten klassifizieren. wenn  
man gleichzeitig die tiefe der wärmegewinnung und die nutzungsart der geothermischen Energie  
berücksichtigen will, bietet sich die unterteilung in oberflächennahe und tiefe geothermie an  
(Abb. 1.1). Diese unterscheidung ist auch deshalb sinnvoll, weil neben verschiedenen techniken  
zur Energiegewinnung auch andere geowissenschaftliche Parameter zur Beschreibung der  
gewinnungsarten erforderlich sind (BMu 2011). 

Bei der oberflächennahen Geothermie wird die geothermische Energie dem oberflächennahen 
Bereich der Erde (meistens bis 150 m, max. bis 400 m tiefe) entzogen (Abb. 1.1), z. B. mit Erdwärme-
kollektoren, Erdwärmesonden, grundwasserbrunnen oder Energiepfählen (vgl. VDi-richtlinie 4640). 
Eine energetische nutzung ist hier i.d.r. nur mit wärmepumpen möglich.

Die tiefe Geothermie, gegenstand des handlungsleitfadens, umfasst Systeme, bei denen die geo-
thermische Energie über tiefbohrungen erschlossen wird und deren Energie direkt genutzt werden 
kann. Die tiefe geothermie beginnt bei einer tiefe von mehr als 400 m und einer temperatur über 
20 °C. üblich ist allerdings, von tiefer geothermie erst bei tiefen über 1.000 m und bei temperatu-
ren größer als 60 °C zu sprechen (Abb. 1.1). Bergrechtlich wird eine tiefbohrung ab 1.000 m tiefe 
definiert unabhängig von der angetroffenen temperatur (uVP-V Bergbau).

Abb. 1.1: Beispiele für unterschiedliche Gewinnungen 
der geothermischen Energie. Dargestellt sind von  
links nach rechts die Nutzungen der Tiefen und der  
Oberflächennahen Geothermie.



12

Zur tiefen Geothermie gehören in  
Deutschland folgende Nutzungssysteme:

   Hydrothermale Systeme mit niedriger 
Enthalpie (temperaturen bis ca.160 °C in Bw): 
überwiegend nutzung des im untergrund 
vorhandenen warmen und heißen wassers, 
i.d.r. aus tiefen grundwasserleitern (Aqui- 
fere). Die nutzung erfolgt meist direkt  
(gegebenenfalls über wärmetauscher) zur 
Speisung von nah- und fernwärmenetzen, 
zur landwirtschaftlichen bzw. industriellen 
wärmenutzung oder für balneologische 
Zwecke; ab ca.100 °C ist grundsätzlich eine 
Verstromung möglich. für die nachhaltige 
nutzung sind mindestens zwei Bohrungen 
(Dublette) erforderlich, eine förderbohrung 
und eine injektionsbohrung, in der das abge-
kühlte thermalwasser wieder in den Aquifer 
zur regeneration des tiefenwasserhaushalts 
verbracht wird. Eine geothermische Anlage 
verfügt somit über mindestens zwei tiefboh-
rungen, die entweder als Vertikalbohrungen 
von zwei getrennten Standorten ausgeführt 
werden oder als Schrägbohrungen von einem 
Bohrplatz aus, wobei der untertägige Ab-
stand im reservoir i.d.r. zwischen 1 km und 
3 km beträgt.

   Petrothermale Systeme:
überwiegend nutzung der im gestein ge-
speicherten Energie, wobei die Durchlässig-
keit und damit die natürliche grundwasser-
führung des gesteins im gegensatz zu den 
hydrothermalen Systemen niedrig ist. Zu  
den nutzungssystemen gehören Enhanced 
Geothermal Systems (EgS, alte Bezeich-
nung: hot Dry rock Systems, hDr) und  
tiefe Erdwärmesonden. Da EgS zumindest 
bisher primär zur Stromerzeugung vorge- 
sehen sind, sind sie in diesem handlungsleit-
faden nicht gegenstand weiterer Betrach-
tungen. 

Tiefe Erdwärmesonden sind bezüglich ihres 
nutzungssystems mit oberflächennahen Erd-
wärmesonden vergleichbar, dienen also aus-
schließlich der wärmeversorgung. Die gewin-
nung erfolgt mittels eines geschlossenen  
Kreislaufs, in dem das wärmeträgermedium  
in einer Koaxial-Sonde zirkuliert. Bislang gibt  
es in Bw keine tiefen Erdwärmesonden.  
Aus wirtschaftlichen gründen wird empfohlen,  
tiefe Erdwärmesonden nur in bereits vorhan-
denen, ungenutzten tiefbohrungen oder in 
nicht fündigen hydrothermiebohrungen als 
not-option zu realisieren. Aufgrund dieser  
Einschränkung werden sie im handlungsleit- 
faden nicht behandelt.

Der vorliegende handlungsleitfaden bezieht 
sich somit ausschließlich auf hydrothermale  
Systeme. thema des handlungsleitfadens ist  
daher vorzugsweise die wärmegewinnung aus 
tiefbohrungen in Aquiferen, mit der zusätz- 
lichen option für Stromgewinnung beim  
Antreffen entsprechend hoher temperaturen. 

Der handlungsleitfaden ist daher auch für Pro-
jekte der Speicherung von wärme (oder Kälte) 
in tiefe Aquifere und deren wieder-förderung, 
sog. Aquiferspeicher-Systeme (AtES, Aquifer 
thermal Energy Storage), konzipiert. insbeson-
dere der Einspeicherung von überschusswärme, 
bspw. aus Blockheizkraftwerken (BhKw) oder 
gas- und Dampfturbinenkraftwerken (guD),  
in tiefe Aquifere (Aquifer thermal Energy  
Storage, AtES) im Sommer mit der wieder- 
gewinnung zu Bedarfszeiten (wintermonate) 
wird ein großes Potenzial zugesprochen.
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1.2   Funktionsweise einer geothermischen Heizanlage  
(hydrothermale Nutzung)

Bei einer hydrothermalen Energiegewinnung für heizzwecke wird warmes oder heißes wasser aus 
einem Aquifer über eine tiefbohrung zutage gefördert und dem wasser an der Erdoberfläche meist 
über wärmetauscher (Abb. 1.2) die wärme entzogen. in wärmetauschern wird die wärme des  
förderwassers auf eine andere flüssigkeit, i.d.r. wasser (wasser mit trinkwasser-Qualität, heizwasser 
des wärmenetzes), übertragen (sekundärer Kreislauf). 

Das abgekühlte Aquiferwasser wird in den Aquifer mittels einer anderen Bohrung, der so genannten 
injektionsbohrung, wieder zurückgeführt (Abb. 1.3). Beide Bohrungen müssen so weit voneinander 
entfernt sein, dass sie sich über die Dauer der geplanten Betriebszeit (meist etwa 30 Jahre) hinweg 
nicht negativ beeinflussen. Sie dürfen jedoch auch nicht so weit voneinander entfernt sein, dass  
die regeneration des thermalwassers durch die hydraulische Verbindung untertage nicht mehr  
gewährleistet ist. hilfestellungen für plausible Abstände zwischen förder- und injektionsbohrung 
geben i.d.r. hydrothermische Modellierungen.

in Einzelfällen können zusätzlich auch wärmepumpen zum Einsatz kommen, um ein höheres  
temperaturniveau zu erreichen. Das im wärmetauscher (und gegebenenfalls mittels wärmepumpe) 
erwärmte wasser wird über fernwärmeleitungen direkt dem Verbraucher zugeführt (Abb. 1.3).

Abb. 1.2: Beispiel für einen Platten-Wärmetauscher. Abb. 1.3: Beispiel für eine geothermische 
Heizanlage (hier: Riehen bei Basel, Schweiz).

1

2
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Fernwärme-Versorgungsnetz
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1.3  Stromerzeugung aus geothermischer Energie

grundsätzlich ist es möglich, auch mit relativ niedrigen temperaturen um 100 °C Strom zu erzeugen. 
Allerdings muss beachtet werden, dass niedrige temperaturen zu geringen wirkungsgraden führen. 

in Baden-württemberg liegen bei hydrothermalen Vorhaben im oberrheingraben Quelltemperaturen 
von bis zu 120 - 160 °C vor. Damit lässt sich mit orC-Anlagen (organic rankine Cycle) Strom  
gewinnen. Der wirkungsgrad liegt in diesem temperaturbereich bei ca. 10 %, d. h. nur ein Zehntel 
der eingesetzten wärmeenergie kann als Strom genutzt werden. Entsprechend arbeiten auch  
Anlagen, die auf dem wesentlich weniger verbreiteten Kalina-Prozess basieren.

Diese niedrigen wirkungsgrade machen geothermische Anlagen unter den hiesigen Bedingungen 
nicht zu wirklich effizienten Stromerzeugern. Daher kann Stromerzeugung aus hydrothermalen  
Anlagen nicht an erster Stelle stehen. Einer sinnvollen wärmenutzung ist in jedem fall der Vorzug zu 
geben. Allerdings kann es bei fehlender Anlagenauslastung, insbesondere im Sommer, Situationen 
geben, bei denen wenig wärmebedarf vorliegt, aber aus betrieblichen gründen die wärmeförderung 
aufrechterhalten werden muss. in solchen fällen kann eine Stromerzeugung durchaus Sinn machen, 
und die Effizienzbelange können in den hintergrund treten.

Bei petrothermalen EgS-Anlagen liegen in Baden-württemberg die nutzbaren temperaturwerte  
mit 200 °C und darüber deutlich höher als bei hydrothermalen Systemen, und die betrieblichen  
Parameter für eine Stromerzeugung sind dann deutlich günstiger.

1.4   Beispiele für hydrothermale Nutzungen im Dubletten-Betrieb 
mit Schwerpunkt in Deutschland

in Bayern sind derzeit (2016) achtzehn Anlagen zur hydrothermalen wärmegewinnung in Betrieb, 
zwei dieser Anlagen erzeugen zudem Strom, bei drei weiteren Anlagen ist ein Kraftwerk zur  
zusätzlichen Stromerzeugung in Bau bzw. in Planung. Darüber hinaus sind zwei Anlagen mit  
(bislang) reiner Stromerzeugung in Betrieb. Ein Projekt zur wärmeversorgung befindet sich in der 
Bohrphase, weitere Projekte sind „bohrreif“ oder noch in der Planungsphase. Alle diese Anlagen 
bzw. Projekte nutzen bzw. zielen auf den oberjura-Aquifer des Molassebeckens als thermalwasser-
aquifer ab. Die Bohrungen erreichen tiefen bis über 5.000 m. Der großteil dieser geothermie- 
Anlagen befindet sich im großraum München, da hier neben sehr günstigen untergrundverhält-
nissen auch entsprechende Abnehmerstrukturen insbesondere für fernwärme existieren. Betrieben 
werden die Anlagen von Kommunen – teilweise über tochtergesellschaften – sowie von den Stadt-
werken München und einigen privaten Betreibergesellschaften. gemäß der Energiestrategie der 
Stadtwerke München soll München bis 2040 die erste deutsche großstadt werden, in der fern-
wärme zu 100 % aus erneuerbaren Energien gewonnen wird. Da es im städtischen umfeld wenig 
regenerative Alternativen gibt, soll hierbei die tiefe geothermie die hauptlast übernehmen. Die 
geothermischen Anlagen im großraum München wurden nach 2000 installiert und werden ohne 
größere Probleme betrieben.
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Baden-württemberg verfügt über zahlreiche thermalwasserbohrungen, die neben ihrer primären 
balneologischen nutzung auch für lokale heizzwecke genutzt werden. Die Dublette in weinheim 
im nördlichen oberrheingraben nimmt eine Zwitterstellung ein, da sie als geothermische Anlage 
zum einen der wärmeversorgung dient, zum anderen jedoch auch im Badebetrieb des Erlebnis- 
bades Miramar genutzt wird. in Baden-württemberg gibt es jedoch bislang nur eine geothermische 
und nicht balneologisch genutzte Anlage, das Kraftwerk in Bruchsal.

Die beiden Vertikalbohrungen bei Bruchsal im oberrheingraben sind 1.874 m und 2.542 m tief  
und erschließen ein hochmineralisiertes thermalwasser von 134 °C. Die Anlage in Bruchsal, eine  
hydrothermale Dublette, wird bisher ausschließlich zur Stromproduktion genutzt, wobei die tiefere 
Bohrung (Bruchsal 2) als förderbohrung und die flachere Bohrung (Bruchsal 1a) als injektions- 
bohrung des abgekühlten thermalwassers dient (Abb. 1.4).

Die flächenhafte Anwendung und die lang- 
jährige betriebliche Erfahrung für die hydro- 
thermale wärmenutzung aus tiefbohrungen, 
mit Ausnahme der zahlreichen balneologischen 
nutzungen, fehlen in Baden-württemberg,  
anders als in frankreich, wo im Pariser Becken 
mehr als 30 geothermische Anlagen zur lokalen 
Beheizung bereits seit den 1970 er Jahren  
erfolgreich in Betrieb sind. Auch im südlichen 
oberrheingraben in riehen bei Basel (Schweiz) 
existiert eine hydrothermale Dublette, die seit 
ihrer inbetriebnahme im Jahre 1994 kontinuier-
lich wohneinheiten in der Schweiz und später 
auch in Deutschland mit wärme versorgt.  
Erst vor Kurzem wurde diese Anlage ausgebaut. 
Die beiden 1 km voneinander entfernten  
Bohrungen in riehen erschließen den Muschel-
kalk-Aquifer in 1.547 m und 1.247 m tiefe 
(Abb. 1.3). 

Abb. 1.4: Einbau der Pumpe in die Förderbohrung 
(Bruchsal 2) im Jahre 2002.
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1.5   Beispiele für Aquiferspeicher-Systeme (ATES) 
in Deutschland

Die Einspeicherung von wärme oder Kälte in den untergrund (AtES – 
Aquifer thermal Energy Storage) für eine spätere nutzung bietet eine  
weitere Möglichkeit zur nachhaltigen, dezentralen Energieversorgung. 

Bisher gibt es in Deutschland nur drei Standorte (reichstagsgebäude  
Berlin, rostock und neubrandenburg) mit geothermischer Energie- 
speicherung in grundwasserleitern. in Berlin wurden zwei Aquifer- 
speicher mit dem nahwärmeverbund der Parlamentsgebäude verbunden, 
einer dient zur wärme-, der andere zur Kältespeicherung (Abb. 1.5).  
Der obere Speicher wird primär zur gebäudekühlung verwendet unter 
nutzung der Kälte aus der umgebungsluft im winter. Die warme Seite 
des Kältespeichers ist Quelle für wärmepumpen. Der untere Aquifer  
wird im Sommer mit Abwärme aus der Kraft-wärmekopplung beladen 
und im winter zum heizen der gebäude genutzt.

in den niederlanden gibt es bereits mehrere hundert erfolgreich in Betrieb 
genommene Aquiferspeicher. Dies verdeutlicht, dass Aquiferspeicher 
grundsätzlich technisch als auch wirtschaftlich einsetzbar sind.  
Die Anwendung und die langjährige Erfahrung für Aquiferspeicher  
fehlen jedoch insbesondere in Baden-württemberg.
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Abb. 1.5: 
Aquiferspeicher unter  
dem Reichstagsgebäude 
in Berlin. 

Dargestellt ist der ober-
flächennahe Kältespeicher 
(in ca. 50 m Tiefe), der  
i. W. der sommerlichen 
Kühlung dient, sowie der 
tiefere Wärmespeicher 
(285-315 m Tiefe), der für 
Heizzwecke genutzt wird.

Geothermie Neubrandenburg GmbH, 
Dr. Kabus
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2VorstudIe

Zur Vorbereitung eines geothermischen Projektes werden  
in der so genannten Vorstudie i. W. bereits vorhandene Daten  
und Informationen über den Untergrund sowie über die  
lokale Energieversorgung einschließlich der vorhandenen  
Versorgungsnetze zusammengetragen. 

Die Informationen können von einem mit der lokalen Geologie 
vertrauten Ingenieurbüro in Zusammenarbeit mit dem lokalen 
Energieversorger zusammengestellt werden. In dieser Phase 
muss man sich vergewissern, ob grundsätzlich die Möglichkeit  
einer geothermischen Nutzung besteht. Letztlich müssen die  
vorhandenen Untergrundverhältnisse und das lokale Energie- 
versorgungssystem zusammenpassen. Gegebenenfalls muss  
das vorhandene Wärmenetz angepasst werden. 

Im Zuge der Errichtung einer Tiefengeothermie-Anlage kann 
selbstverständlich durchaus auch ein neues Wärmenetz errichtet 
werden.
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§
In diesem Stadium der Projektentwicklung 
sollte man sich bereits mit der Gesetzes-
lage vertraut machen und die Beteiligung 
der Öffentlichkeit vorbereiten. Für die  
Erstellung und Nutzung von tiefengeo-
thermischen Anlagen sind insbesondere 
die Regelungen des Bundesberggesetzes 
(BBergG), des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG), des Baugesetzbuchs (BauGB)  
sowie die landesrechtlichen Regelungen 
des Wassergesetzes (WG) und der Landes-
bauordnung zu beachten. Auch weitere 
Umweltgesetze, wie das Naturschutz- 
gesetz oder das Waldgesetz, können je 
nach Standort zur Anwendung kommen. 
Das Umweltverwaltungsgesetz (UVwG) 
sieht eine frühe Beteiligung der Öffent-
lichkeit vor, bei der der Vorhabenträger 
über die Ziele des Vorhabens, die Mittel, 
es zu verwirklichen, und über voraussicht-
liche Auswirkungen des Vorhabens unter-
richtet sowie dem Bürger Gelegenheit  
zur Äußerung und Erörterung gibt. 

Wegen der komplexen Vorgehensweise 
wird dem Projektplaner daher dringend 
empfohlen, sich fachlichen Beistands durch 
ein Beratungsunternehmen zu versichern.

2.1   Bürgerbeteiligung  
und Bürgerinformation

Vor Beginn der Arbeiten sollte sich die Projekt-
leitung, bzw. interessensgemeinschaft (allgemein: 
Vorhabenträger), intensiv mit dem thema Bürger-
beteiligung und Bürgerinformation befassen. 
Dies ist ganz im Sinne des umweltverwaltungs-
gesetzes (uVwg) von Bw. Dabei kann schon 
früh überlegt werden, ob eine professionelle 
unterstützung bei diesen fragen genutzt werden 
soll (z. B. Mentoring-, Mediations-, Kommuni-
kationsspezialisten). Auch der Austausch mit 
Projektleitern erfolgreicher Projekte ist unbedingt 
zu empfehlen (VDi-richtlinie 7000 und 7001, 
Enerchange 2014, BinE 2016). 

um kurz-, mittel- und langfristig Vertrauen in das 
Projekt und auch die nutzung der geothermie 
insgesamt zu erhalten, sollten bei der Kommu-
nikation folgende regeln eingehalten werden:

   Korrekte, sachliche information
   Benennung von Chancen und risiken
    weitreichende transparenz 
   Zugänglichkeit von informationsmaterialien, 

z. B. durch internetauftritt etc.

Zudem ist es sehr wichtig, dass die Bevölkerung 
einen definierten Ansprechpartner, ein verläss- 
liches gesicht, als gegenüber hat, an den sie 
sich jeder Zeit mit allen fragen, hinweisen oder 
Besorgnissen wenden kann. in jedem Projekt-
abschnitt sollte eine angemessene information 
und Beteiligung der Bürger stattfinden, wobei die 
Bedürfnisse nach information, Beteiligung etc. 
standortabhängig sein können. Zusätzlich sollte 
eine rechtzeitige und frühe information von  
zuständigen Behörden, Bürgermeistern, Land-
räten, Ministerien sowie lokalen Pressevertretern 
erfolgen. Je nach Dimension des Projektes sind 
weitere Personen bzw. institutionen einzubinden.

neben der information der Bevölkerung ist auch 
an eine mögliche aktive Bürgerbeteiligung oder 
Bürgerpartizipation zu denken und entsprechend 
vorzusehen, wie beispielsweise eine Beteiligung 
der Kommune am Projekt selbst (auch als teil-
haber) oder der Anschluss und die Verbindung 
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zu lokalen wärmenetzen und damit zu einer kostengünstigen wärmever-
sorgung der Bürger. Der Anschluss an ein überwiegend tiefengeothermisch 
gespeistes wärmenetz wird zudem als Erfüllungsoption für die wärmege-
setze (Ewärmeg, EEwärmeg) gesehen. 

grundsätzlich sollten die Bürger als auch die für spätere genehmigungs-
verfahren / -stellen Behörden (ggf. Ministerien) als wichtige Partner bei der 
Durchführung des Projektes erkannt und ihre jeweiligen Kompetenzen 
genutzt werden.

2.2   Lokale Energiesituation  
und wirtschaftliche Verhältnisse

Möglichst frühzeitig muss die lokale Energiesituation erhoben werden, 
um die geplante geothermische Anlage optimal einbinden zu können. 
Daher sind alle wärmequellen und -senken sowie die vorhandene und 
geplante wärmeversorgung zu erfassen. wichtig sind der jahreszeitliche 
Lastverlauf, das Lastvermögen, das temperaturniveau und ob andere 
Energiequellen, wie z. B. industrieabwärme, zur Verfügung stehen.

Der Energieatlas Baden-württemberg der LuBw (Landesanstalt für  
umweltschutz Baden-württemberg) stellt umfangreiche Daten und  
Karten zur unterstützung zur Verfügung (www.energieatlas-bw.de). 
Damit können sowohl bestehende Energieerzeugungsanlagen als auch 
das Ausbaupotential für weitere Anlagen dargestellt und analysiert  
werden. Der Atlas stellt sowohl eine informationsgrundlage als auch  
eine Entscheidungshilfe für die Vorbereitung von Projekten zur wärme-
versorgung mit wärmenetzen dar und ist ein informationsinstrument  
mit dem Ziel, energiewirtschaftliche Planungen sowie Energie- und Klima-
schutzkonzepte auf der regionalen und kommunalen Ebene zu unter-
stützen. Zielgruppe sind neben der öffentlichen Verwaltung die Energie-
wirtschaft (Energieversorgungsunternehmen, netzbetreiber etc.) sowie 
Kommunen, Planungsverbände und das lokale handwerk. Er bietet  
landesweite informationen zum wärmebedarf von wohngebäuden. 
nichtwohngebäude sind bislang noch nicht erfasst. Der Energieatlas ist 
ein erstes grobes hilfsmittel, um eine Einschätzung zur lokalen Energie- 
situation vorzunehmen. für Planungen zur umsetzung einer wärmever-
sorgung, sollten zudem detailliertere untersuchungen zum tatsächlichen 
wärmebedarf vorgenommen werden.

Zudem sollte sich der Vorhabenträger rechtzeitig einen überblick über die 
ökonomische Situation, über finanzierungsmöglichkeiten aber auch über 
fördermöglichkeiten verschaffen. Die jeweils aktuellen fördermöglichkei-
ten in Baden-württemberg können sowohl bei der KEA (Karlsruher Ener-
gie Agentur) erfragt sowie auf der homepage des uM (Ministerium für 
umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-württemberg) ermittelt wer-
den. Daneben sind die aktuellen fördermöglichkeiten des Bundes über 
das BMwi (Bundesministerium für wirtschaft und Energie) zu beachten.

Es wird empfohlen, 
dass sich der Vor-
habenträger bereits 
in dieser Phase  
mit Themen der 
Vermarktung, aber 
auch der Versiche-
rung, der Haftung 
sowie mit Beweis-
sicherungsverfahren 
befasst.
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2.3  Lokale untergrundverhältnisse

in der Vorstudie sollten alle bestehenden geowissenschaftlichen untergrund-informationen  
zusammengetragen werden. Anhand dieser informationen wird dann beschlossen, ob und wie  
das Projekt weiter zu verfolgen ist. wenn es beispielsweise aufgrund dieser Daten-Kompilation 
nachgewiesenermaßen keine tief liegenden Aquifere im untergrund gibt, kann man bereits in  
einer sehr frühen Phase, ohne dass wesentliche Kosten entstanden sind, das Projekt einstellen. 
Auch sollte man sich nicht zu früh auf einen einzigen Zielhorizont (Aquifer) festlegen, sondern, 
wenn mehrere potenzielle Zielhorizonte vorhanden sind, die Datenkompilation allgemein auf  
alle potenziellen Zielhorizonte ausdehnen. Die thermische Leistung eines Aquifers mit zu geringer 
Ergiebigkeit bei ausreichender temperatur kann u. u. durch einen Aquifer mit hoher Ergiebigkeit 
und etwas niedrigerer temperatur kompensiert werden (Abschn. 4.2). Auch kann ggf. über die 
nutzung unterschiedlicher horizonte nachgedacht werden (Stober & Bucher 2014). 

Zu den wichtigsten benötigten untergrundinformationen gehören der geologische Schichten-
aufbau, d. h. geologische Schnitte mit Schichtmächtigkeiten, geologische Bohrprofile aus exis-
tierenden tiefbohrungen oder 3D-Modelle des geologischen untergrundes und der tektonischen 
Verhältnisse. informationen über den geologischen Schichtenaufbau inklusive der tektonik können 
neben Schichtenverzeichnissen aus Tiefbohrungen auch aus indirekten Methoden, wie 
vorhandene geophysikalische Messungen, insbesondere seismische Messungen, vor allem aus  
Explorationstätigkeiten der Kohlenwasserstoffindustrie (Kw-industrie) oder von forschungstätig-
keiten, gewonnen werden. Mit hilfe von nahe gelegenen tiefbohrungen, auch wenn diese  
nicht bis in den oder die „Zielhorizonte“ vordringen, können reflexionsseismische Messungen 
gesichert interpretiert werden und ermöglichen somit einen Einblick in den geologischen Schichten-
aufbau und die tektonischen Verhältnisse des tieferen untergrundes (Abb. 2.1).

Abb. 2.1: Geologischer Schnitt durch den Oberrheingraben südlich von Straßburg, 
erstellt mittels reflexionsseismischer Sektionen und Tiefbohrungen. Eingetragen sind  
in der Seismik erkennbare Störungszonen.
Jodocy & Stober 2008
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Abb. 2.2: Abschätzung 
der Temperatur-Verteilung  
in 2.000 m u. Gel. in  
Baden-Württemberg. 
Deutlich erkennbar sind 
die erhöhten Tempera- 
turen im Oberrheingraben 
und SSO von Stuttgart.
Schellschmidt & Stober 2008

für die nutzung der geothermischen Energie sind zudem die Temperaturverhältnisse (Abb. 2.2) 
in den potenziellen Zielhorizonten von zentraler Bedeutung, denn die untergrundtemperaturen  
sollen ja entsprechend der verschiedenen rahmenbedingungen im gesamtsystem nutzbar sein  
(z. B. temperatur existierender wärmenetze, wirtschaftlichkeit). in diesem Zusammenhang interes-
sieren auch Angaben über wärmeleitfähigkeit oder wärmekapazität des untergrundes. Auch die 
hydraulischen Parameter, wie insbesondere die Durchlässigkeit, der tief liegenden Aquifere im 
regionalen umfeld, die tiefenlage des wasserspiegels und die hydrochemischen Eigenschaften 
des thermalwassers sind von großer wichtigkeit. Die förderbare Menge an thermalwasser, die  
im wesentlichen auf der Durchlässigkeit des Aquifers basiert, entscheidet zusammen mit der  
temperatur über die thermische Leistung der geothermischen Anlage und damit über die wirt-
schaftliche gesamtsituation und Machbarkeit des Projektes. 
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Die Kenntnis der hydrochemischen Eigenschaften und die gasführung der tiefenwässer ist u. a. für 
die Bohrloch-Verrohrung und -komplettierung, um eine einwandfreie funktionalität der Bohrung 
und Sicherheitseinrichtungen (Bohrlochintegrität) zu gewährleisten, aber auch beispielsweise für die 
spätere Materialauslegung der übertägigen geothermieanlage oder für die ggf. erforderliche Be-
handlung des thermalwassers unter dem Aspekt der Vermeidung von Korrosion oder Sinterbildung 
von essentieller Bedeutung. Besonders interessant sind dabei Daten von benachbarten tiefbohrungen. 
Bis auf den oberjura-Aquifer sind in Bw fast alle tiefen-Aquifere erhöht mineralisiert, d. h. sie weisen 
gesamtlösungsinhalte von mehreren g / kg auf, in tiefen über 1.000 m mehrere 10 er g / kg und 
können im oberrheingraben auch werte über 100 g / kg erreichen.

Geophysikalische Bohrlochmessungen in existenten tiefbohrungen aus der näheren und 
weiteren umgebung sind ebenfalls hilfreich. So kann beispielsweise aus geophysikalischen Bohr-
lochmessungen das lokale Stressfeld abgeschätzt werden, und es lassen sich qualitative informa- 
tionen z. B. über die Durchlässigkeit des untergrundes oder informationen über die zu erwartende 
Stabilität des Bohrlochs abschätzen.

Bezug von untergrund-Daten und -Information:
informationen über existierende tiefbohrungen können beim geologischen Dienst (Abt. 9 des  
regierungspräsidiums freiburg: Landesamt für geologie rohstoffe und Bergbau, LgrB) angefragt 
und unter Beachtung der rechtlichen restriktionen bezogen werden. Dort ist auch prinzipiell eine 
Einsichtnahme in vorhandene reflexionsseismische Sektionen möglich. Das Kohlenwasserstoff- 
fachinformationssystem (Kw-fiS) des Landesamts für Bergbau, Energie und geologie niedersachsen 
(LBEg) in hannover umfasst Daten des tieferen untergrundes aus dem gesamten Bundesgebiet.  
Die inhalte stammen aus Datenbanken von industriefirmen (Ablieferung nach Lagerstätten- und 
Bundesberggesetz und im rahmen des Erdölgeologischen Austausches) sowie aus staatlichen Archiven. 
Auch im LBEg ist eine Einsichtnahme möglich. Die gewünschten detaillierten Daten müssen danach 
allerdings u. u. jeweils bei den rechtsinhabern, i.d.r. die Kw-firmen, käuflich erworben werden. 

Bereits interpretierte reflexionsseismische Sektionen im Bereich des oberrheingrabens und des  
Molassebeckens in Bw sind im kostenlos zugänglichen geothermischen informationssystems (geotiS) 
(www.geotis.de) eingestellt. in geotiS sind ferner Kompilationen von in tiefbohrungen gemessenen 
temperatur-Daten abrufbar, zum einen deutschlandweit als Karten für verschiedene tiefen (m nn), 
zum anderen auch als temperatur-isolinien, eingetragen in geologische Schnitte. Zusätzlich finden 
sich in geotiS auch viele informationen über die Durchlässigkeit und hydrochemische Eigenschaft 
von tiefenwässern in Bw. Ebenso ein ausführliches Schriftenverzeichnis mit Literaturangaben über 
die wichtigsten Eigenschaften von tiefen-Aquiferen. 

im fachinformationssystem geophysik (fiS gP) des LiAg (www.fis-geophysik.de) sind deutschland-
weit geophysikalische Bohrlochmessungen abgelegt. Einzelinformationen über temperatur, Durch-
lässigkeit (hydraulische tests), hydrochemische Eigenschaften angetroffener wässer und geophysika-
lische Bohrlochvermessungen finden sich i.d.r. bei den tiefbohrungen, d. h. können über die Kw-
firmen bezogen werden, z. t. für Bw auch über das LgrB. Allgemeine informationen über die geo-
potenziale des tieferen untergrundes im oberrheingraben und Molassebecken sind der homepage 
der Projekte (georg, geoMoL, geotiS) zu entnehmen.

im rahmen der Vorstudie sollten im untersuchungsgebiet zwar alle relevanten informationen über 
den tieferen untergrund gesammelt und kompiliert werden, eine ausführliche Auswertung der er-
hobenen Daten findet in dieser Projektphase jedoch meist noch nicht statt. Sollten keine reflexions-
seismischen Daten oder nur Daten geringer Qualität vorliegen, ist für die nächste Projektphase eine 
Empfehlung für eine reflexionsseismische Erkundung des untergrundes auszusprechen. 
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2.4  Bergrechtliche Aspekte

Da sich das grundstückseigentum nicht auf die Erdwärme erstreckt (bergfreier Bodenschatz),  
sind nach dem Bundesberggesetz (BBergg) für die Aufsuchung, die gewinnung oder Aufbereitung 
der Erdwärme besondere genehmigungen erforderlich. Detaillierte informationen über die  
Bergrechte, über die bergrechtliche Erlaubnis zur Aufsuchung bis hin zur Bewilligung für die 
gewinnung von Erdwärme können bei der zuständigen Bergbehörde (in Bw: Landesbergdirektion, 
ref. 97 im regierungspräsidium freiburg) eingeholt werden. Die Bergbehörde erteilt die ent- 
sprechenden bergrechtlichen genehmigungen zur Aufsuchung und zur gewinnung (Abb. 2.3). 

unter Aufsuchung werden dabei alle tätigkeiten im Zusammenhang mit der untersuchung des  
untergrundes im hinblick auf das geothermische Potential einschließlich dem Abteufen der späteren 
Bohrungen verstanden. Die einzelnen operativen Maßnahmen im Zuge einer erteilten Aufsuchungs-
erlaubnis müssen gesondert beantragt und genehmigt werden. Alle tätigkeiten im Zusammenhang 
mit der späteren, i.d.r. kommerziellen förderung der Erdwärme gelten als Gewinnung, wobei 
fördertests, die im rahmen der Aufsuchung oder zur Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Boh-
rungen sowie der thermischen und hydraulischen reichweite durchgeführt werden, ausgenommen 
sind. Die Nutzung ist als weiterverarbeitung einzustufen und fällt nicht mehr unter das Bergrecht. 
Der geltungsbereich des Bundesberggesetzes endet somit in etwa beim übergang zu einem wärme-
tauscher in der übertägigen, technischen Anlage, ist jedoch von den jeweiligen gegebenheiten der 
übertägigen Anlagen abhängig.

Abb. 2.3: Schematischer Ablaufplan mit Übersicht über die wichtigsten Erlaubnisse, 
die im Zuge eines Geothermieprojektes anfallen.
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Zwar ist in dieser Projektphase der Vorstudie  
die Einholung einer genehmigung noch kein 
zwingendes Muss, jedoch wird empfohlen,  
sich frühzeitig mit dem thema Bergrecht  
vertraut zu machen und mit der Bergbehörde  
zu besprechen. werden beispielsweise für  
die Beschaffung von über- und untertägigen  
informationen entsprechende investitionen  
getätigt, so kann bereits in dieser Phase des 
Projektes eine bergrechtliche Erlaubnis zur 
Aufsuchung von Erdwärme eingeholt werden
(Abb. 2.4).

wenn eine hydrothermale Anlage projektiert ist, 
sollte parallel dazu auch die Aufsuchung von 
Sole (hochsalinares wasser) und nicht nur für 
Erdwärme beantragt werden. Zu beachten  
ist aber, dass mit der Erteilung einer Erlaubnis  
zunächst eine 5 Jahres frist beginnt, in der mit 
den Aufsuchungsarbeiten begonnen werden 
muss. 

Die bergrechtliche Erlaubnis zur Aufsuchung 
bezieht sich immer auf ein bestimmtes gebiet, 
d. h. auf ein abzugrenzendes Erlaubnisfeld, 
und eine bestimmte Zeitspanne. Die feldgröße 
orientiert sich dabei typischerweise an der not-
wendigen Auslegungsdimension, die für geo-
physikalische, insbesondere reflexionsseismische 
Messungen erforderlich ist. Mit dem Erlaubnis-
feld reserviert man sich auch die Vorrechte im 
feld für eine potenzielle spätere geothermie-
nutzung. Damit wird klargestellt, dass es in  
diesem gebiet keine konkurrierende rechte für 
Erdwärme gibt und welche rechte für andere 
Bodenschätze wie Erdöl / Erdgas oder Sole exis-
tieren. Potenzielle nutzungskonkurrenzen lassen 
sich damit vermeiden oder rechtzeitig gegen- 
einander abgrenzen. Mit Erteilung dieser Er-
laubnis dürfen jedoch noch keine praktischen 
tätigkeiten im ausgewiesenen feld (z. B. Eingriffe 
in den untergrund) durchgeführt werden,  
dafür bedarf es gesonderter Betriebspläne.

Abb. 2.4: Beispiel für ein Erlaubnisfeld 
zur Aufsuchung von Erdwärme.

Geologische Karte von  
Baden-Württemberg.
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2.5  umweltverwaltungsgesetz, Öffentlichkeitsbeteiligung

Das umweltverwaltungsgesetz (uVwg) und die Verwaltungsvorschrift Öffentlichkeitsbeteiligung 
Baden-württemberg eröffnen Behörden und unternehmen / Vorhabensträgen die Möglichkeit,  
die Bürgerinnen und Bürger bereits bei der Planung eines Projekts, das nicht nur unwesentliche 
Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten haben kann, so früh wie möglich 
miteinzubeziehen. Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung setzt dabei bereits vor der ggf. erforder- 
lichen förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung im eigentlichen genehmigungsverfahren an  
(Abschn. 5.4). Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung wird ausschließlich vom Vorhabenträger 
(Projektleiter, interessensgemeinschaft) gesteuert.

Es ist erforderlich, sich bereits in dieser Phase des Projektes mit dem thema umweltverträglichkeit 
vertraut zu machen. Eine Bestandsaufnahme vorhandener Schutzgebiete und Schongebiete im  
weiteren umfeld des untersuchungsgebietes ist hierfür erforderlich. Dazu gehören u. a. wasser-
schutzgebiete für trinkwasserfassungsanlagen, trinkwasserschongebiete, heilquellenschutzgebiete, 
naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, naturdenkmale, natura 2000-gebiete (Abschn. 5.4) 
sowie sonstige nutzungen. Diese Bestandsaufnahme sollte auch die jeweiligen Einschränkungen, 
die in diesen gebieten vorliegen, beinhalten. So besteht ein wasserschutzgebiet für trinkwasser-
fassungsanlagen beispielsweise aus einzelnen, unterschiedlich dimensionierten Schutzzonen mit 
sehr unterschiedlichen ge- und Verboten sowie entsprechenden Auflagen. 

Der Vorhabenträger kann dadurch bereits sehr frühzeitig hinweise über regionen erhalten, in denen 
mit Auflagen zu rechnen ist, welcher Art diese Auflagen sind, oder ob das vorgesehene Projekt in 
bestimmten Bereichen ausgeschlossen ist, und kann darauf entsprechend reagieren. Die eigentliche 
umweltverträglichkeits-Vorprüfung erfolgt zwar erst zu einem späteren Zeitpunkt (Abschn. 5), 
jedoch sollte diesbezüglich der Kontakt zur Bergbehörde bereits zu Beginn der Projektplanung  
gesucht werden, da die frage einer umweltverträglichkeits-(Vor)prüfung möglichst frühzeitig  
geklärt werden sollte, weil oftmals die durchzuführenden untersuchungen der flora und fauna  
Zeit benötigen. 

2.6  Zielformulierung für das Projekt

im Anschluss an die Zusammenstellung der für die Vorphase relevanten informationen (Abschn. 
2.1 - 2.5) sollte das Vorhabensziel definiert werden. Es sollte ein technisches grobkonzept erstellt 
werden, das gestattet, eine grobe Kostenabschätzung (Kosten für Bohrungen, übertägige Anlagen 
und Versorgungssysteme) vorzunehmen, wobei allerdings fördermöglichkeiten in dieser Auf- 
stellung noch fehlen. Zu diesem Zeitpunkt kann darauf aufbauend der Vorhabenträger darüber 
entscheiden, ob er das Projekt weiterführt.
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machbarkeItsstudIe

Für die Begleitung und Steuerung des  
Projektes ist möglichst frühzeitig ein  
professionelles Projektmanagement zu  
installieren. 

Es wird empfohlen, dass der Vorhaben- 
träger in dieser Phase auch die Belange 
des Umwelt- und Naturschutzes prüft, 
ebenso wie mögliche Ausschlusskriterien 
in Bezug auf Umwelt, Naturschutz,  
Wasserschutz, Arbeits- und Gesundheits-
schutz sowie auf das Baurecht.

Sind die Ergebnisse nach Abschluss der 
Vorstudie für den Vorhabenträger positiv 
ausgefallen, erfolgt die zweite Phase der 
Projektierung, die sogenannte Machbar-
keitsstudie. In dieser Phase werden die  
in der Vorphase begonnenen Arbeiten,  
Untersuchungen bzw. Themen verstärkt  
in Angriff genommen. Neue kostenauf-
wändige Messungen finden in dieser  
Phase jedoch noch nicht statt. Am Ende 
der Machbarkeitsstudie sollte eine  
Abschätzung der Kosten für die Gesamt-
anlage (Finanzierung, Fördermöglich- 
keiten) erfolgen, inklusive Überlegungen 
zur Wirtschaftlichkeit des Projektes.  
Ebenso sollte eine Risikoanalyse zur  
Machbarkeit mit definierten Abbruch- 
kriterien durchgeführt werden.

3
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3.1   Bürgerbeteiligung  
und Bürgerinformation

im wesentlichen gelten auch hier die in Abschnitt 2.1 getroffenen Aussagen. transparent, früh-zei-
tig und regelmäßig informieren, sollte das Ziel jeder Öffentlichkeitsarbeit für ein tiefe-geothermie-
Vorhaben sein. Die Öffentlichkeit muss strukturiert beteiligt werden (VDi 7000, 7001). Die Projekt-
leitung muss ein Konzept erarbeiten, wie sie was wann mit der Bevölkerung, mit kommunalen  
und regionalen Vertretern, Behörden, Verbänden und Presse kommuniziert. in jedem fall sollte die 
Projektleitung ein „gesicht“ des Vorhabens als hauptansprechpartner für alle Beteiligten festlegen, 
der in alle Abläufe des geothermie-Projektes eingebunden und immer ansprechbar, aber auch 
sprechfähig ist. Persönliche nähe ist entscheidend: der Ansprechpartner sollte kontinuierlich präsent 
sein, indem er beispielsweise regelmäßig, insbesondere auch verbalen Kontakt mit Journalisten hält 
und vor ort für die Bevölkerung – etwa durch ein eigenes Büro – sichtbar und erreichbar ist.  
Es ist sinnvoll, direkt mit den lokalen Pressevertretern regelmäßig über den fortgang des Projektes 
zu kommunizieren.

gleichzeitig sollte sichergestellt werden, dass die Ansprechpartner in der 
Lage sind, die fragen der Bevölkerung zu beantworten. Es ist sinnvoll,  
lokal ansässige unternehmen mit einzubinden, um informationen möglichst 
breit zu verteilen. Dem Bürger ist auch mitzuteilen, dass alle Maßnahmen, 
die in einem bergrechtlich abgegrenzten Erlaubnisfeld zur Aufsuchung von 
Erdwärme (Abschn. 3.4) durchgeführt werden, zuvor von der Bergbehörde 
zugelassen werden müssen. Die Maßnahmen dürfen dann natürlich auch 
nur genauso und nur dort erfolgen. für die ordnungsgemäße Durchführung 
ist der Vorhabenträger verantwortlich und haftbar.

Empfehlenswert ist die Einrichtung eines Projektbeirates, der in engem 
Kontakt zu den betroffenen fachbehörden, den natur- und umwelt-
schutzverbände und anderen ggf. betroffenen Verbänden steht. Dieser 
Projektbeirat sollte in regelmäßigen Abständen einberufen werden und 
über den jeweils aktuellen Sachstand des Vorhabens informiert werden.
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3.2   Bewertung der erhobenen geowissenschaftlichen  
untergrund-Informationen

in dieser Projektphase ist es wichtig, die erhobenen geowissenschaftlichen unterlagen (Abschn. 2.3) 
im Detail auszuwerten und festzustellen, welche informationen über den untergrund noch fehlen. 
Besonders wichtig ist es, ein gutes Abbild des untergrundes, ein dreidimensionales geologisches 
untergrundmodell, zu erhalten, d. h. welche geologischen Schichten liegen im untergrund vor, 
wie mächtig sind diese Schichten, liegen die Schichten horizontal oder geneigt, falls ja in welche 
richtung. gibt es Störungen im untergrund? wie sehen die Einfallswinkel dieser Störungen aus? 
wichtige informationen hierzu ergeben sich insbesondere aus der Auswertung der Schichten- 
verzeichnisse von tiefbohrungen und der reflexionsseismischen Daten. wichtig ist, dass es sich 
hierbei um ein erstes vorläufiges 3D geologisches Modell handelt, das in späteren Arbeitsschritten  
(Abschn. 4.4) i.d.r. noch verfeinert und / oder verifiziert wird.

Seismische Messverfahren haben für den tiefen untergrund die höchste Auflösung aller geo-
physikalischen Erkundungsverfahren und ermöglichen eine sehr realistische strukturelle Abbildung 
des untergrundes (Abb. 3.1). widerstandsgeoelektrik, Elektromagnetik, Magnetotellurik, gravimetrie 
und viele weitere Verfahren sind zwar wesentlich kostengünstiger, können jedoch eine seismische 
Messung nicht ersetzen, sondern eher zusätzliche informationen liefern. Liegen keine seismischen 
Messungen vor, jedoch beispielsweise geoelektrische Messdaten o. ä., so sollten diese in jedem fall 
zusammen mit eventuell vorliegenden Schichtenverzeichnissen aus tiefbohrungen ausgewertet 
werden und auf der Basis dieser informationen neue seismische Messungen geplant werden.
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traditionell wurden seismische Messungen auf Linien durchgeführt (2D-Seismik). Bei Messungen 
auf 2D-Linien können informationen auch von der Seite kommen und somit räumlich falsch  
zugeordnet werden. Auch der Einfallswinkel von Schichten und Störungen kann nur bedingt aus 
mehreren 2D-Seismiksektionen ermittelt werden. in der Machbarkeitsstudie muss entschieden  
werden, ob die vorhandenen seismischen Daten ausreichend sind, um ein zutreffendes untergrund-
modell mit festlegung der Bohrpfade und zur Eingrenzung des potenziellen seismischen risikos  
zu erstellen. ob ergänzende 2D-seismische Messungen oder ob eine neue flächenhafte seismische 
Exploration (3D-Seismik) erforderlich ist, hängt letztlich von dem Kenntnisstand und der Komplexi-
tät der untergrundverhältnisse und damit verbunden der Einschätzung des fündigkeitsrisikos  
(Abschn. 4.2) ab. Da die Explorationskosten im Verhältnis zu den gesamtkosten des geothermi-
schen Projektes nur einen geringen teil ausmachen und das Erschließungsrisiko mit zunehmendem 
Kenntnisstand über den untergrund abnimmt, ist meistens eine neue 3D-Seismik sinnvoll.

Die Daten des lokalen temperaturfeldes und die Ergebnisse hydraulischer tests (Durchlässigkeiten) 
aus dem regionalen umfeld werden zur Prognose der installierbaren thermischen Leistung  
(Abschn. 4.2, gl.1) der geplanten geothermischen Anlage herangezogen. Sie bilden damit die 
Basis für die wirtschaftlichkeitsberechnungen. Dabei sollte man beachten, dass für das investitions-
risiko und für eine mögliche fündigkeitsversicherung (Abschn. 4.2) meist die minimalen werte 
(„worst case“) berücksichtigt werden müssen. 

Bei der Auswertung der Temperaturdaten ist darauf zu achten, unter welchen Bedingungen die 
temperaturmessungen in den tiefbohrungen durchgeführt wurden, d. h. ob es sich um Messungen 
nach einer längeren Stillstandzeit handelt oder ob unmittelbar vor der temperaturmessung im 
Bohrloch andere Versuche oder Bohraktivitäten erfolgten. Letztere müssen korrigiert werden  
(Stober & Bucher 2014, Schulz & Schellschmidt 1991). Da die rahmenbedingungen der Messungen 
i.d.r. dokumentiert wurden, können derartige informationen bei den Daten-Eigentümern oder  
bei den institutionen, die die Daten archivieren, erhoben werden (Abschn. 2.3); bei der Erstellung 
von temperaturkarten und –isolinien, wie beispielsweise in geotiS (www.geotis.de), sind sie schon 
korrigiert worden. Entsprechende rahmenbedingungen gibt es auch beispielsweise für hydraulische 
Daten, hydrochemische Daten und Bohrlochmessungen, die ebenfalls berücksichtigt werden müssen. 
Aus den (ggf. korrigierten) temperaturdaten kann der temperaturgradient, also die temperatur- 
zunahme mit der tiefe, ermittelt werden und daraus eine grobe Prognose für den Zielhorizont ab-
geleitet werden. 

Seismischer Messtrupp.
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Die Auswertung hydraulischer testdaten liefert 
die Durchlässigkeit der getesteten Aquifere 
sowie ggf. weitere wichtige Parameter, die  
benötigt werden, um eine Prognose über eine 
dauerhafte förderrate bei einer bestimmten 
(Druck)Absenkung abgeben zu können. Dazu 
müssen die hydraulischen tests eine bestimmte 
Mindestdauer aufweisen (Strayle et al.1994).  
Jedoch sind nicht alle hydraulischen tests von 
gleicher und guter Qualität. Auch schwanken 
die Ergebnisse von Bohrung zu Bohrung, denn 
die geologischen und damit die hydraulischen 
Verhältnisse sind mehr oder weniger heterogen. 
Somit liegt immer eine gewisse Bandbreite  
für die Durchlässigkeit (t/ h) eines Aquifers 
(Abb. 3.2) vor, die beim investitionsrisiko  
(Abschn. 4.2) einkalkuliert werden muss.

Aus den chemischen Analysen und den gas-
gehalten der wässer aus dem oder den Ziel- 
horizonten im regionalen umfeld muss ermittelt 
werden (z. B. mit thermodynamischen Modell-
rechnungen), wie das tiefenwasser zu hand- 
haben ist, d. h. ob und unter welchen Bedin-
gungen, mit welchen Lösungs- und fällungs-
prozessen bei der nutzung zu rechnen ist  
(Abb. 3.3). Davon hängt entscheidend die wahl 
des einzusetzenden Materials für die förder- 
und injektions-rohrtour, die Pumpe und die 
übertägigen Anlagen und Leitungen ab. Zur 
Vermeidung von Ausfällungen (Sinter) wird  
die geothermische Anlage i.d.r. übertage unter 
Druck gefahren, ggf. müssen beim Betrieb  
so genannte inhibitoren, die diese Prozesse  
(Lösung, fällung) verhindern, zugesetzt werden. 

Abb. 3.2: Schwankungsbreite der Durchlässigkeit 
(T/H) für verschiedene geothermische Nutz- 
horizonte im Oberrheingraben. T (m²/s) ist die 
Transmissivität, die auf die Aquifertemperatur  
bezogen wurde, und H (m) ist die Länge der  
Teststrecke. T/H wird oftmals dem Durchlässig-
keitsbeiwert gleichgesetzt.

Abb. 3.3: Beispiel für Ausfällungen aus Thermalwasser. 
Entgasungsrohr Geothermiestandort Bruchsal (Jahr 2002).
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Auch inhibitoren unterliegen der genehmigungspflicht der Bergbehörde und müssen umweltver-
träglich sein. Somit hat auch die hydrochemie des tiefenwassers einen gewissen Einfluss auf die  
höhe der investitions- und Betriebskosten. in Baden-württemberg sind fast alle tiefenwässer  
erhöht mineralisiert. Eine Ausnahme stellen die wässer im voralpinen tiefen oberjura-Aquifer dar.

Die im regionalen umfeld aus tiefbohrungen für die geothermischen nutzhorizonte erhobenen 
temperaturdaten, Durchlässigkeiten und hydrochemischen Analysen können nur eine grobe  
orientierung darstellen. welche werte tatsächlich vorliegen, kann erst in der noch abzuteufenden 
Bohrung ermittelt werden.

Ziel der Datenerhebung und -auswertung sollte es sein, zunächst eine grobe Berechnung zu er-
möglichen. Das erstellte geologische untergrundmodell muss dann zu einem späteren Zeitpunkt 
mit den tatsächlich angetroffenen Parametern, also den Eigenschaften, für die einzelnen horizonte 
versehen werden (Abschn. 4.4). 

Die Auswertung von Bohrlochmessungen (Bohrlochgeophysik) in benachbarten tiefbohrungen 
liefert lithologische, petrophysikalische, lagerstättentechnische und gefügekundliche Eigenschaften 
sowie bohrtechnische Daten. Bohrlochmessungen haben heutzutage das zeit- und kostenintensive  
Kernen von Bohrstrecken weitgehend ersetzt. 

Die Messdiagramme (Bohrloch-Logs) 
von Kaliber-Logs beispielsweise erfassen 
den Querschnitt einer Bohrung. Akus-
tische Kaliber-Logs (televiewer) ermög- 
lichen Aussagen über Anzahl und  
neigungswinkel von Klüften. Mit dem 
Kaliber-Log können auch Bohrloch-
wandausbrüche kartiert werden, die  
informationen über das Spannungs-
feld liefern können. überregionale 
informationen über das Spannungs- 
feld können aus der so genannten  
world-Stress-Map entnommen werden 
(Abb. 3.4). 

Das Spannungsfeld wird als wesentli-
cher Eingangsparameter bei einer geo-
mechanischen Modellierung benötigt 
(Abschn. 4.4) und liefert hinweise, wel-
che Klüfte bzw. Störungszonen eher ei-
ne erhöhte und welche eher eine nied-
rigere Durchlässigkeit aufweisen. 

Abb. 3.4: Ausschnitt aus der World-Stress-Map 
(www.world-stress-map.org)
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Am Ende dieser Projektphase sollte der Vorhabenträger genau wissen, welche informationen  
über den untergrund ihm vorliegen und welche noch fehlen. Sollte es nicht möglich sein, in dieser 
Projektphase anhand der vorliegenden unterlagen ein geologisches Modell zu erstellen, mit dem 
der Verlauf und das Ziel einer Bohrung geplant werden kann, so sollte in der nächsten Phase  
(Abschn. 4) die Durchführung einer seismischen Exploration vorgesehen werden. Die zusammenge-
tragenen und ausgewerteten untergrundinformationen werden auch für die Erstellung eines in ei-
nem späteren Arbeitsschritt erforderlichen seismologischen gutachtens benötigt (Abschn. 4.5). 
Denn neben den Angaben zur natürlichen Seismizität des untersuchungsgebietes werden für  
die Ermittlung des seismischen gefährdungspotenzials auch informationen über die tektonischen  
Verhältnisse (aus dem geologischen Modell) sowie über das rezente Spannungsfeld benötigt.  
Angaben zur natürlichen Seismizität des untersuchungsgebietes können beim Landeserdbeben-
dienst, referat 98 des regierungspräsidiums freiburg, bezogen werden.

3.3   Entwicklung eines gesamtheitlichen wärme-  
und Energiekonzeptes, Projekt-Risiken

Aufbauend auf den Erhebungen in Abschnitt 2.2 wird empfohlen, im Detail sämtliche wärme-
senken und -quellen mit Angabe der jeweiligen Mengen und der jeweiligen temperaturniveaus  
zu erfassen. Sodann kann ein Konzeptplan mit der sog. Pinch-Point-Methode, d. h. einer systema- 
tischen optimierung des Energieverbrauchs verfahrenstechnischer Prozesse, zur Auswahl möglicher 
nutzwärmeströme erstellt und das thermodynamische Konzept in Absprache mit dem Betreiber 
ausgewählt und optimiert werden. Dabei sollten wärmeübertragernetzwerke zur wärmerück- 
gewinnung, Energieversorgung und Prozessbedingungen aufeinander abgestimmt werden.  
Es sollte genau untersucht werden, welchen Platz die geplante geothermische Anlage im gesamt-
heitlichen Energiekonzept übernehmen soll und kann, d. h. welche konventionelle wärme- und /
oder Energieversorgung von ihr zu welchem Zeitpunkt übernommen werden könnte. Diese unter-
suchungen sollten möglichst für verschiedene Alternativen durchgeführt werden.

Es muss betont werden, dass geothermie sich als grundlast-Lieferant eignet und kaum zur Ab- 
deckung der Spitzenlast. Die wesentlichen nutzungsmöglichkeiten der geothermie sind die Bereit-
stellung von fern- und Prozesswärme. Daneben eignet sich die geothermie bei temperaturen  
über 120 °C auch zur Strom- und wärmeversorgung (KwK) oder zur Strom-, wärme- und Kälte- 
Bereitstellung (KwKK).

wärmenetze bieten die Möglichkeit, alle formen von Erneuerbaren Energien in großem Maßstab 
in die wärmeversorgung zu integrieren. Dasselbe gilt für Abwärme aus industrie- und gewerbe- 
betrieben sowie anderen Quellen. Sie sind somit ein unverzichtbarer Bestandteil der wärmewende. 
Durch den Verbund von vielen wärmeabnehmern, sind wärmenetze eine wichtige Voraussetzung 
für die nutzung von wärme aus tiefengeothermie-Projekten zur Beheizung von gebäuden. 
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Die konkreten Lösungen vor ort können am besten mit hilfe von kommunalen wärmeplänen  
entwickelt werden (Abb. 3.5). Möglichst hohe Anschlussgrade sind außerdem die wesentliche 
grundlage für den wirtschaftlichen Betrieb von wärmenetzen.

in dieser Phase des Projektes sollte sich der Vor-
habenträger im falle einer anvisierten Verstro-
mung auch mit den übertägigen Komponenten 
des Geothermie-Kraftwerks vertraut machen 
und ein grobkonzept dafür entwerfen, um  
eine Abschätzung der investitionskosten für die  
gesamtanlage vornehmen zu können. Zu den 
wesentlichen Komponenten eines geothermie-
Kraftwerks gehören im gegensatz zu einer  
reinen heizanlage beispielsweise (Abschn. 1.4): 

   Der Verdampfer: hier wird die thermische 
Energie des thermalwassers auf das Arbeits-
fluid im Kraftwerk übertragen.

   Die Turbine, der Expander: je nach 
Leistung und Arbeitsfluid des Kraftwerks  
kommen Axialturbinen, radialturbinen  
oder andere Expandertypen zum Einsatz.

   Der Kondensator: hiermit wird die Ab-
wärme des Kraftwerks an die umgebung  
abgeführt. Dies kann mit hilfe von Kühlluft 
oder Kühlwasser (Abb. 3.6) erfolgen.  
Je niedriger die temperatur des Kühlfluids ist 
desto höher ist die Leistung des Kraftwerks. 
ideal wäre, wenn die Abwärme genutzt  
werden könnte.

   Die Pumpe: Mit der Kreislaufpumpe wird das 
Arbeitsfluid im Kraftwerkskreislauf gefördert.

Abb. 3.5: 
Beispiel für ein Wärmenetz.
H. Böhnisch (KEA)
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Zu den Planungen für die Einrichtung eines 
geothermischen heizwerkes und eines strom-
produzierenden Kraftwerkes gehören u. a.:

   thermalwasserfilter 
   thermalwasserpumpe 
   tiefenpumpenmotor (je nach Konzept) 
   Druckhaltesysteme 
   Dosier- und reinigungsysteme für 

die rohrleitungen zum reservoir 
   wärmetauscher für fernwärme-

Bereitstellung

Abb. 3.6: Beispiel für einen Nasskühlturm 
eines Geothermie-Kraftwerkes.  
Hier: Geothermiekraftwerk Bruchsal.

Am Ende dieser überlegungen sollten immer die Machbarkeit des Vorhabens und das damit 
verbundene risiko stehen, selbstverständlich insbesondere auch unter wirtschaftlichen gesichts-
punkten. neben diesem wirtschaftlichen risiko kommen noch weitere risikogruppen in Betracht, 
wie geologische und geotechnische risiken, umweltrisiken, politische risiken und das so genannte  
fündigkeitsrisiko. 

Diese risikogruppen sind dabei nicht immer scharf voneinander zu trennen. treten bei den Bohr- 
arbeiten etwa Schwierigkeiten wie unerwartete geologische Verhältnisse auf, so ist dies zwar als 
geologisches oder geotechnisches risiko einzuordnen, jedoch bedeuten die damit unweigerlich  
verbundenen Mehrkosten zugleich auch ein wirtschaftliches risiko. Aus diesem grund sollte eine 
entsprechende finanzielle rücklage vorgehalten werden. Zu den umweltrisiken gehören beispiels-
weise die Seismizität, die bei der nutzung von tief liegenden Aquiferen allerdings ein vergleichs-
weise geringes risiko darstellt (Abschn. 4.6). Mit politischem risiko ist beispielsweise eine Ände-
rung der Einstellung zu erneuerbaren Energien gemeint oder eine Änderung der förderkonditionen. 
Das projektspezifische hauptrisiko in der tiefen geothermie ist das so genannte fündigkeitsrisiko. 
Es ist wegen seiner Bedeutung separat in Abschnitt 4.2 besprochen. 

Der Vorhabenträger (bzw. interessensgemeinschaft) muss sich während der gesamten Projekt- 
entwicklungsphase vergegenwärtigen, welche risiken bestehen, und er muss diese bewerten und 
aus seiner Bewertung Konsequenzen ziehen. für die risikoerkennung der verschiedenen risiken-
Auslöser sollten geeignete Erfassungsmethoden mit hoher transparenz aufgestellt werden.  
in allen Projektphasen sollten Abweichungen oder Störungen in Bezug auf die höhe von risiken 
hinterfragt werden. 
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Beispielsweise muss für das niederbringen einer 
Bohrung eine haftpflichtversicherung abge-
schlossen werden. Schäden an der Bohrung, die 
beim Abteufen oder Ausbau auftreten, können 
durch eine Bauleistungsversicherung abgesi-
chert werden. Auch die fündigkeit einer Boh-
rung kann u. u. versichert werden. im unter-
schied zu anderen Versicherungen wird in der  
Erdöl- / Erdgasindustrie die fündigkeit einer Boh-
rung jeweils nicht versichert und ist unterneh-
merisches risiko.

Auf dem Bohrturm. 

Ein gut strukturiertes Risiko-Management 
umfasst alle wesentlichen Risiken, die 
während der gesamten Projektlaufzeit  
negative Auswirkungen auf den Projekt-
ablauf bzw. die Projektkosten haben  
können (VBI 2013). Dadurch ist frühzeitig 
sichtbar, welche Risiken auf Versicherer 
übertragbar sind, bzw. übertragen werden 
müssen.
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3.4   Bergbauberechtigungen und erforderliche Genehmigungen

für die fortsetzung des Projektes ist spätestens zu diesem Zeitpunkt die Erlaubnis zur Aufsuchung 
des Bodenschatzes bei der Bergbehörde zu beantragen (§10 BBerg). Das Erlaubnisfeld für die 
Aufsuchung von Erdwärme wird anschließend, falls keine Versagensgründe nach §11 BBerg 
vorliegen unter Einbeziehung der gemeinden durch die Bergbehörde erteilt (Abschn. 2.4). 
Zu den Versagensgründen gehören beispielsweise die gefährdung anderer grundwasser- 
nutzungen. Ebenso liegt die wahrung öffentlicher interessen in der Zuständigkeit der Behörde.  
Zu den wesentlichen, die gesetzlichen Kriterien erfüllende Antragsbestandteile gehören: 

   Vorstellung eines konkreten Arbeitspro-
gramms, das den technischen und zeitlichen  
Ablauf des Projekts der Aufsuchung  
beschreibt.

   glaubhaftmachung des Vorhandenseins 
der erforderlichen Mittel, auch für den ggf.  
erforderlichen rückbau einer fehlbohrung.

   Beurteilung der gefährdung anderer 
Erdwärmenutzungen oder sonstiger  
nutzungen des tieferen untergrundes durch  
die neue geothermische Erschließung

Die geplanten Aufsuchungsarbeiten müssen 
hinsichtlich Art, umfang und Zwecke geeignet 
sein, den Bodenschatz Erdwärme nachzuweisen 
und ein Bewilligungsfeld später abgrenzen zu 
können. Die größe des Erlaubnisfeldes richtet 
sich nach dem flächenbedarf der noch durch-
zuführenden Explorationsmaßnahmen und ist 
i.d.r. größer als das später zur gewinnung  
der Erdwärme abzugrenzende Bewilligungsfeld, 
dessen Dimensionierung sich nach der reich-
weite der thermischen und hydraulischen  
Beeinflussung richtet. Die Erlaubnis zur Auf- 
suchung von Erdwärme für das beantragte  
Erlaubnisfeld wird von der Bergbehörde auf  
maximal 5 Jahre ausgestellt. Die Befristung 
kann u. u. verlängert werden. Dazu müssen 
konkrete gründe, die zur Abweichung vom  
Arbeitsprogramm führten, benannt, die ein- 
zelnen durchgeführten Arbeitsschritte belegt 
und das neue Arbeitsprogramm vorgestellt  
werden. Detailansicht einer Tiefbohranlage.
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VorarbeIten,  
VoruntersuchunGen

4

Spätestens jetzt, bevor es  
an die eigentliche Durchführung  
erster neuer Untersuchungen  
und Messungen geht, sollte  
ein Planungsbüro (Abschn. 3)  
beauftragt und ein professionelles  
Projektmanagement mit hoher  
Fachkompetenz auf der tech- 
nischen sowie genehmigungs- 
rechtlichen Seite zur Koordination  
aller Arbeiten eingeschaltet  
werden, falls im Unternehmen  
keine ausreichende Kompetenz  
vorhanden ist.
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Die Verantwortlichkeiten und Kompetenzen zwischen Auftrag- 
geber, Projektmanagement und weiteren Beteiligten müssen  
eindeutig festgelegt werden. Ebenso ist ein Controlling zur  
Wahrnehmung und Steuerung von Kontrollaufgaben empfehlens-
wert. Bereits zu diesem Zeitpunkt sind namentlich ein offizieller 
Ansprechpartner sowie klare Entscheidungs-Strukturen, d. h.  
die „Line of Command“, festzulegen.

Vor der eigentlichen Bohrphase (Abschn. 5) sind i.d.r. weitere Messungen 
und untersuchungen im gelände notwendig. hierfür sind gesonderte  
Erlaubnisse erforderlich. Diese Explorations-Maßnahmen dienen dazu, 
den untergrund genauer zu erkunden, um darauf aufbauend ein detail-
liertes untergrundmodell zur Planung der Bohrung zu erstellen. 

wichtig ist, dass zu diesem Zeitpunkt das Erlaubnisfeld zur Aufsuchung 
bereits existiert, denn es ist Voraussetzung für alle aktiven, in den unter-
grund eingreifenden Arbeiten. ohne die genehmigung des Erlaubnis- 
feldes können die meisten der geplanten Vorarbeiten und Voruntersu-
chungen nicht getätigt werden. 

Ein effizienter, störungsfreier Anlagenbetrieb ist grundlage eines erfolg-
reichen und wirtschaftlichen geothermieprojekts. Daher ist es wichtig, 
bestimmte Parameter von Anfang an zu beobachten (Monitoring), um  
bei Änderungen oder definierten Ereignissen rechtzeitig reagieren zu  
können. Daher sollte beispielsweise ein Monitoring zur überwachung  
der grundwasserqualität oder von Betriebsparametern der Anlage ein- 
gerichtet werden. Ein seismologisches Monitoring kann durch Auflagen  
von Behörden, Versicherungen oder sonstiger Vertragspartner gefordert  
werden. wichtig ist, dass derartige Monitoringsysteme bereits vor dem 
ersten Eingriff in den untergrund aktiv sind.
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4.1  Bürgerbeteiligung und Bürgerinformation

Die Öffentlichkeitsarbeit orientiert sich am grundsatz frühzeitig, konti- 
nuierlich, transparent und regelmäßig zu informieren. grundsätzlich gilt, 
dass die Kommunikation für jedes Projekt immer individuell auf die jeweils 
betroffene Kommune oder region abzustimmen ist. Daher ist es mög- 
licherweise notwendig, die bisherige Kommunikation auf den Prüfstand  
zu stellen und gegebenenfalls anzupassen.

Bei der Öffentlichkeitsarbeit sollte in der Phase der Voruntersuchung  
großes gewicht auf die möglichen Seismik-Kampagnen zur Erkundung 
des untergrundes (Abschn. 4.5), die Auswahl des Standortes für den 
Bohrplatz (Abb. 4.1) und auf die zukünftige tiefe-geothermie-Anlage  
gelegt werden. Dabei sollte dem Bürger auch mitgeteilt werden, dass 
sämtliche Aktivitäten des Vorhabenträgers vorab von der Bergbehörde 
geprüft und genehmigt werden müssen (Abschn. 3.4, 4.3, 5.2).

Die durch die seismische Exploration betroffenen Bürger müssen recht-
zeitig und in geeigneter form informiert werden. Dem Bürger muss an-
schaulich erklärt werden, wie das Verfahren funktioniert und zu welchem 
Zweck es durchgeführt wird. Dabei können kurze filme sehr instruktiv 
und erläuternd sein. Ein intensiverer Kontakt mit den betroffenen  
Bürgerinnen und Bürgern, kommunalen Einrichtungen, grundbesitzern 
sowie ggf. unternehmen ist zu empfehlen. handzettel mit Abbildungen 
und Erklärungen sind fast unerlässlich, ebenso informationsveranstaltun-
gen mit Vorträgen.

Zwar ist grundsätzlich nicht davon auszugehen, dass durch den Betrieb 
einer hydrothermalen geothermieanlage mit einer erhöhten Erdbeben-
gefahr zu rechnen ist, dennoch wird ein seismisches Monitoring, u. a. zur 
Beweissicherung, durchgeführt. Die installation eines lokalen seismischen 
überwachungsnetzes (Abschn. 4.6) mit wissenschaftlicher Begleitung 
zur Abschätzung des seismischen risikos, begleitet durch eine kontinuier-
liche, umfassende information der Öffentlichkeit ist für die Vertrauens- 
bildung ganz entscheidend.

idealerweise kann der lokale gewinn, den die Bevölkerung im umfeld 
durch das geothermie-Projekt erhält – beispielsweise Erneuerbare wärme 
– klarer adressiert werden. Zusätzlich kann ein breites Angebot an infor-
mation geschaffen werden wie beispielsweise eine Visualisierung poten-
zieller Standorte für den Bohrplatz mit Bohrgerät oder für das geplante 
Kraftwerk u. ä. . 

Schon in dieser frühen Phase werden die Bürger negative Beispiele heran-
ziehen und zur Diskussion stellen. hier ist zu empfehlen, dass die Projekt-
leitung oder eine unabhängige Stelle einige erfolgreiche und weniger  
erfolgreiche Projekte als fallbeispiele ausgearbeitet hat. Sie sollten praxis-
nah und gut ausbalanciert verfasst sein (Abschn. 1.2).

Abb. 4.1: 
Standrohr (oben), 

Bohrkeller mit Standrohr 
(unten).

Geothermie Pullach
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4.2   Fündigkeit, Versicherungen und wirtschaftlichkeit

in dieser Projektphase ist es wichtig festzulegen, unter welchen Voraussetzungen (Ergiebigkeit, 
temperatur) die Bohrung bzw. das Projekt als fündig eingestuft wird. Der Vorhabenträger muss sich 
bereits im Vorfeld größerer investitionen gedanken darüber machen, unter welchen Voraussetzun-
gen es sich für ihn lohnt, das geplante Projekt fortzusetzen. Bezogen auf die gesamtprojektkosten 
liegen die Bohrkosten nämlich bei deutlich über 50 %. in diese Betrachtung müssen selbstverständ-
lich auch die lokale Energiesituation, die Versorgungssysteme und die wirtschaftlichen Verhältnisse 
(Abschn. 2.2) einfließen.

Allgemein gilt, dass das Fündigkeitsrisiko bei geothermischen Bohrungen das risiko ist, 
ein reservoir mit einer (oder mehreren) Bohrung(en) in nicht ausreichender Quantität  
oder Qualität zu erschließen. Dabei wird die Quantität über die (thermische) Leistung (P) 
definiert, die mit hilfe einer Bohrung (oder mehrerer Bohrungen) erreicht werden kann:

P = ρf • cf • Q • (ti − to)   [w]   (1)

Dabei bedeuten:

ρf - Dichte des thermalwassers [kg m-3]
cf - (isobare) spezifische wärmekapazität des thermalwassers [ J kg -1 K -1]
Q - förderrate [m3 s -1]
ti , to (input- bzw. output-) temperatur [°C]

Die output-temperatur (to) ist die Austrittstemperatur aus der geothermischen Anlage, die durch 
die Abkühlung des thermalwassers bspw. mittels wärmetauscher erreicht wird; sie wird ausschließ-
lich durch technische und /oder wirtschaftliche Bedingungen bestimmt und hat direkt nichts mit der 
fündigkeit einer Bohrung zu tun. Sie wird i.d.r. durch die rücklauftemperatur des wärmenetzes 
bestimmt und geht unmittelbar in die thermische Leistung (gl.1) ein. 

Die input-temperatur (ti) in die geothermische Anlage ist die fördertemperatur, die am Bohrloch-
kopf für die geothermische nutzung zur Verfügung steht; wärmeverlust durch transport zwischen 
dem Bohrlochkopf und dem heiz- oder Kraftwerk können hierbei vernachlässigt werden. Die ent-
scheidenden Parameter sind somit fördermenge (Q) und input-temperatur (ti), die entscheidend 
von der temperatur im Aquifer (tA) abhängt und etwas niedriger ist als diese, wegen der zeitlichen 
Verzögerung durch die förderung aus dem Aquifer und dem Aufstieg in der Bohrung bis zur Erd-
oberfläche. im wesentlichen ist damit die thermische Leistung von der förderrate und der Aquifer-
temperatur abhängig: P ≈ Q • tA. 

Die förderrate Q wird aufgrund von Produktionstests auf der Basis einer vertretbaren Potenzial- 
differenz (Druck-Absenkung), die temperatur (tA) durch Bohrlochmessungen bestimmt. 

Zu beachten ist jedoch auch, dass aufgrund der Änderung der Dichte und der wärmekapazität (gl.1) 
die thermische Leistung mit zunehmender temperatur und /oder gesamtlösungsinhalt abnimmt 
(Stober et al. 2013). 
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im falle der injektionsbohrung ist die maximal 
mögliche injektionsrate bei wirtschaftlich ver-
tretbarer Druck-Erhöhung entscheidend. für  
die Effizienz der geothermieanlage ist somit 
dann auch entscheidend, ob möglicherweise  
eine injektionspumpe erforderlich ist.

Ab welchem wert die thermische Leistung nicht 
ausreichend ist, wird durch den Vorhabenträger 
(Projektentwickler, investor) im Vorfeld, also vor 

Schema einer Injektionsbohrung.

ihrem Abteufen der Bohrung, auf der Basis von 
betriebswirtschaftlichen überlegungen festge-
legt. D. h. es wird eine Mindest-Förderrate bei 
einer aus technischen und /oder ökonomischen 
gründen maximal vertretbaren Absenkung sowie 
eine Mindest-Temperatur festgelegt, wobei 
eine etwas geringere temperatur durch eine  
etwas höhere förderrate nach gl.1 kompensiert 
werden kann. Ziel des Vorhabenträgers ist es, 
eine bestimmte thermische Leistung zu erreichen.
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Auch die Qualität des thermalwassers, d. h. 
seine chemische Zusammensetzung sowie  
eine eventuelle gasführung, muss bestimmten  
Mindestanforderungen genügen, damit es  
technisch mit vertretbarem Aufwand hand- 
habbar ist. So könnten Eigenschaften auftreten 
(gase, Salinität, radioaktivität o. a.), die bei  
einem überschreiten von grenzwerten eine 
geothermische nutzung ausschließen oder  
erschweren, so dass die Anlage ökonomisch 
nicht mehr akzeptabel ist. Da in Deutschland 
bisher alle tiefenwässer als technisch beherrsch-
bar gelten, wird für die Abschätzung des fün-
digkeitsrisikos der Chemismus des thermal-
wassers nicht berücksichtigt. 

Daneben kann auch die erforderliche Förder-
höhe des thermalwassers für die wirtschaft-
lichkeit relevant sein.

Die Bohrung gilt als fündig, wenn sie mehr als 
die Mindest-förderrate (bei der max. vertret- 
baren Absenkung) erreicht und wenn eine  
Mindest-temperatur erreicht wird. Die Bohrung 
gilt als teilfündig, wenn nur eine der beiden 
Bedingungen erreicht wird.

wird die erwartete förderrate bei der Erschlie-
ßung zunächst nicht angetroffen, sind Ertüch- 
tigungsmaßnahmen (Abschn. 5.5) erforderlich. 
Zu diesen Maßnahmen gehören beispielsweise 
das Schocken und das Säuern bei karbonati-
schem gestein oder eine geringfügige wasser-
injektion gegebenenfalls in Kombination mit  
einer Säuerung. Zur Steigerung der Ergiebigkeit 
können auch aus der bestehenden Bohrung  
Ablenkungen in den nutzhorizont durchgeführt 
werden oder es kann eine Vertiefung oder das 
Abteufen einer weiteren Bohrung in Erwägung 
gezogen werden.

grundsätzlich stellt das fündigkeitsrisiko ein  
unternehmerisches risiko dar. in der Erdöl- / 
Erdgasindustrie wird die fündigkeit einer Boh-
rung daher nicht versichert. Eine Versicherung der 
fündigkeit ist nur aus der geothermiebranche 
bekannt (Abschn. 3.3). 

Der Abschluss einer Fündigkeits-Versicherung 
basiert auf der Definition des fündigkeitsrisikos. 
Als grundlage zur Versicherungsbewertung 
müssen vom Vorhabenträger (mindestens) vor-
gelegt werden:

   nachweis des Erlaubnisfeldes
   Ergebnisse der Explorationstätigkeit, 

besonders die interpretation der  
seismischen Messungen

   Machbarkeitsstudie mit festlegung des 
Bohrpunktes und geologisches Vorprofil

   Angabe der Parameterwerte, bei denen 
der Versicherungsfall eintritt.

Aus diesem grund kann es erst auf der Basis  
einer detaillierten Erkundung des untergrundes 
zu einem Versicherungsabschluss kommen. 
grundlage für den Abschluss eines i.d.r. ge-
wünschten Versicherungsvertrages zur Absiche-
rung des investitionskapitals ist ein gutachten 
über das fündigkeitsrisiko, das von einer aner-
kannten neutralen institution erstellt werden 
sollte. 

für die Absicherung der finanzierung sollte 
rechtzeitig eine wirtschaftlichkeitsberechnung 
auf Basis der energetischen Konzepte aufge-
stellt werden. Dazu sind die investitionskosten, 
die fördermittel und die Betriebskosten zu- 
sammenzustellen. um die wirtschaftlichkeit im 
weiteren Projektablauf überprüfen und steuern 
zu können, ist eine fortschreibung der Kosten-
struktur erforderlich.
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4.3  Erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse

um den Arbeits- und gesundheitsschutz sowie die umweltschutzbelange sicherzustellen und um 
Bergbauauswirkungen abwägen zu können, ist der Betreiber eines geothermieprojektes gesetzlich 
dazu verpflichtet, sämtliche geplanten Aktivitäten im Zusammenhang mit der Aufsuchung und der 
gewinnung, bei denen aktiv in den untergrund eingegriffen wird, in bergrechtlichen Betriebs-
plänen zu dokumentieren und auf diese weise die technischen Details der Bergbehörde einzurei-
chen und um Zulassung zu ersuchen. Sämtliche Aktivitäten müssen von der Bergbehörde im rahmen 
ihrer Zuständigkeit zugelassen, also genehmigt werden, und werden von dieser auch überwacht, 
wobei die wasserrechtliche Erlaubnis jedoch im Einvernehmen mit der unteren wasserbehörde  
erteilt werden muss.

Die Bergbehörde ist nicht nur für die genehmigung und überwachung von nach bergrechtlichen 
Betriebsplänen niedergebrachten tiefbohrungen zuständig, sondern sie genehmigt und überwacht 
auch gewisse Maßnahmen in Zusammenhang mit der Exploration der Lagerstätte. im Zuge der 
Machbarkeitsstudie (Abschn. 3.4) wurde vom Vorhabenträger ein Aufsuchungsfeld zur Aufsuchung 
von Erdwärme beantragt. Sämtliche Explorationstätigkeiten, die in irgendeiner form Dritte – bspw.
durch einen aktiven Eingriff in den untergrund – beeinflussen könnten, müssen in folge bei der 
Bergbehörde im Vorfeld beantragt und von dieser genehmigt werden. Daraus können dann gewisse 
Auflagen und Vorgaben resultieren. Die Zulassung für eine Explorationsmaßnahme erfolgt in einem 
sog. bergrechtlichen Betriebsplan, der die vorwiegend bergrechtlichen Auflagen umfasst, unter 
denen diese Maßnahme durchgeführt werden kann. 

Erforderlichenfalls werden von der Bergbehörde auch dritte betroffene institutionen, wie die  
umweltbehörden, Verbände und weitere Betroffene (gemeinden und betroffene Bürger) im Beteili-
gungsverfahren eingeschaltet.

Ein wichtiger gegenstand der Prüfung ist der Drittschutz;  
sie betrifft somit die Auswirkungen auf den Bürger.

Bei der Betriebsplanzulassung handelt es sich um ein spezielles Zulassungsverfahren, dessen 
Zweck in der präventiven und fortlaufenden Kontrolle bergbaulicher tätigkeiten durch die zustän-
dige Behörde besteht. in den Betriebsplänen müssen demzufolge die geplanten Maßnahmen und 
Arbeiten dargestellt werden (u. a. Darstellung des umfangs, technische Durchführung, Dauer des 
Vorhabens). Darüber hinaus muss der nachweis geführt werden, dass die Voraussetzungen für  
die Zulassung des Betriebsplans (nach § 55 Abs.1 BBerg i.V.m. § 48 ii BBerg) erfüllt sind. Zuständig 
für die Zulassung ist die Bergbehörde.

Beispielsweise ist eine seismische Exploration betriebsplanpflichtig, aber auch andere geophysika-
lische untersuchungen, die im untersuchungsgebiet durchgeführt werden, wie gravimetrische, 
geoelektrische oder geomagnetische Messungen, können u. u. betriebsplanpflichtig sein. Daher ist 
es empfehlenswert, sämtliche untersuchungen, die im „feld“ ausgeführt werden und dem Zweck 
der Lagerstättenerkundung dienen, vorab mit der Bergbehörde zu besprechen und dort abzuklären, 
ob eine Betriebsplanpflicht besteht. 



48

Vor Aufnahme von Erkundungsarbeiten müssen alle durchzuführenden Maßnahmen in einem  
Betriebsplan beschrieben und zugelassen worden sein. Manche dieser geophysikalischen unter- 
suchungen zur Erkundung des tieferen untergrundes werden von der Erdoberfläche aus mit  
größeren fahrzeugen durchgeführt. Andere, die von der Luft aus, bspw. mit Leichtflugzeugen oder 
vom Boot aus (Erkundungen unterhalb eines gewässers) erfolgen, müssen ebenfalls bei den dafür 
zuständigen Behörden genehmigt werden. Betriebsplanpflichtig, also zulassungspflichtig, sind 
ebenfalls die Einrichtung eines Bohrplatzes, das Abteufen einer Bohrung (Abschn. 4.9, 5.1) 
oder etwaige Ertüchtigungsmaßnahmen (Abschn. 5.5) oder Tests.

ist eine seismische Exploration geplant, so sind die Seismikprofile oder gitterlinien, entlang derer 
die Messungen vorgenommen werden sollen, im Antrag mit dem aktuellen Bearbeitungsstand dar-
zustellen. Ergeben sich Änderungen im Laufe des Antragsverfahrens, so sind diese der Bergbehörde 
unverzüglich vorzulegen. Die Bergbehörde beteiligt ggf. nach § 54 ii BBerg die betroffenen Kommu-
nen. Außerdem müssen die verwendeten Verfahren (z. B. Sprengseismik, Vibrationsseismik) detail-
liert dargelegt werden, sowie die seismologischen Auswirkungen der geplanten Seismik. 

So ist beispielsweise auch zu beschreiben, wie hervorgerufene Erschütterungen auf bauliche An- 
lagen und sensible Einrichtungen überwacht bzw. gemessen werden. Die Anhaltswerte für Erschüt-
terungen nach Din 4150-3 (1999) müssen für die Dauer der seismischen untersuchungen einge-
halten werden und die zu erwartenden Erschütterungen sowie Maßnahmen der Beweissicherung 
müssen angegeben werden. 

Ebenfalls von Bedeutung und im Betriebsplan darzulegen sind mögliche umweltauswirkungen  
auf flora und fauna. So sind insbesondere in Schutzgebieten seismische untersuchungen oft nur 
außerhalb der Brutzeit möglich.

Ein Zeitplan, in dem die geplanten Abläufe und die Dauer von vorbereitenden rechtlichen Verein- 
barungen (z. B. Zustimmung über Betretungsrechte von grundstücken, genehmigung für Straßen-
benutzungen, Querungen von Versorgungsleitungen oder die Auslage der Messsonden inklusive 
von ggf. erforderlichen rekultivierungsarbeiten) muss im Betriebsplan dargestellt und ggf. aktuali-
siert werden, so dass der gesamte Ablauf transparent und nachvollziehbar ist.

Seismisches Profil  
(Ausschnitt).
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Darüberhinaus sollte sich der Vorhabenträger 
rechtzeitig darüber informieren, welche Ge-
nehmigungsanträge von welcher Genehmi-
gungsbehörde im Zuge der Projektentwick-
lung einzuholen sind. Abbildung 2.3 gibt einen 
überblick über die einzelnen Verfahrensabläufe 
und die daraus resultierenden zu beteiligenden 
Behörden.

weitere genehmigungsanträge, wie beispiels-
weise die wasserrechtliche Erlaubnis, werden 
in der ersten Erschließungsphase (Abschn. 5.2) 
erforderlich, da mit der Verwirklichung von  
Projekten der tiefengeothermie in der regel  
eine gewässerbenutzung, d. h. der Benutzungs-
tatbestand nach wasserrecht, verbunden ist.  
insoweit werden wegen der vorgesehenen  
Entnahme und reinjektion von thermalwasser 
entsprechende wasserrechtliche Erlaubnisse 
oder Bewilligungen nach dem wasserhaushalts-
gesetz (whg) erforderlich. Sieht ein bergrecht-
licher Betriebsplan die Benutzung von gewäs-
sern vor, so entscheidet auch hierüber im  
Einvernehmen mit der regional zuständigen  
unteren wasserbehörde die Bergbehörde über 
die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis. 

im Zusammenhang mit der Konzeption von 
Bohrplatz und Bohrungen (Abschn. 4.8) 
muss geprüft werden, ob eine umwelt-
verträglichkeitsvorprüfung (uVP-V) 
durchgeführt werden muss oder ob  
zwingend eine umweltverträglichkeits-
prüfung (uVP) erforderlich ist (Abschn. 2.5). 

Das Ergebnis der uVP-Vorprüfung steuert das 
weitere Verfahren; ist eine uVP erforderlich,  
erfolgt zwingend ein Planfeststellungsverfahren 
mit förmlicher Beteiligung der Öffentlichkeit. 
Zweck des uVP-gesetzes (uVP-V Bergbau) ist 
es, sicherzustellen, dass es bei bestimmten  
öffentlichen und privaten Projekten zur wirk- 
samen umweltvorsorge nach einheitlichen 
grundsätzen kommt. Die umweltverträglich-
keitsvorprüfung ist dabei ein unselbständiger 
teil des im Einzelfall in Betracht kommenden 
Zulassungsverfahrens. falls das Projekt uVP-
pflichtig sein sollte, muss ein rahmenbetriebs-

plan vorgelegt werden, der ein Planfeststellungs-
verfahren mit förmlicher Beteiligung der Öffent-
lichkeit erfordert. Die uVP verlangt eine zusam-
menfassende Darstellung und Bewertung der 
umweltauswirkungen. 

Zwingend uVP-pflichtig sind derzeit tiefbohrun-
gen in naturschutzgebieten oder besonderen 
Schutzgebieten nach der Eu-fauna-flora-habitat-
richtlinie (ffh-richtlinie) oder der Eu-Vogel-
schutzrichtlinie. Zudem können Vorhaben, die 
die sog. fracking-technologie (i.d.r. Erdöl- /  
Erdgasbohrungen, petrothermale geothermie-
systeme, Abschn. 1.1, 5.5) nutzen, uVP-pflichtig 
sein. Entsprechende Vorgaben regelt die uVP-V 
Bergbau. 

Ziel der uVP ist auch eine optimierung der  
Vorhabenplanung im hinblick auf den umwelt-
schutz (Abschn. 5.3), Verbesserung der grund-
lagen für die Entscheidung der Behörde über 
die Zulässigkeit des Vorhabens sowie Erhöhung 
der transparenz des Entscheidungsprozesses 
und Einbeziehung der Öffentlichkeit.

Die uVP ist zunächst Aufgabe des Vorhaben-
trägers, der einen entsprechenden Bericht über 
die voraussichtlichen Auswirkungen des Vor- 
habens auf die betroffene umwelt zusammen 
mit den geplanten Maßnahmen zur Verminde-
rung und Vermeidung bei der zuständigen  
Behörde (Planfeststellungsbehörde) einreicht.

Je nach größe der tiefengeothermischen Anlage 
kann neben der bergrechtlichen Zulassung noch 
ein Raumordnungsverfahren (roV) nach 
dem Landesplanungsgesetz erforderlich sein. Vor 
Aufnahme des Zulassungsverfahrens sollte mit 
der zuständigen raumordnungsbehörde abge-
klärt werden, ob ein roV durchgeführt werden 
muss. Das raumordnungsverfahren ist ein dem 
Zulassungsverfahren vorgeschaltetes Verfahren, 
in dem das raumbedeutsame Vorhaben mit 
überörtlicher Bedeutung auf seine raumverträg-
lichkeit mit den Erfordernissen der raumordnung 
geprüft wird. Das roV ist ein eigenständiges 
vorgreifliches Verfahren und kann die weiteren 
Zulassungen daher ggf. verzögern.
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4.4  Seismische Exploration 

Sind die Kenntnisse über den geologischen untergrund unzureichend, so dass es nicht möglich ist, 
einen detaillierten Bohrpfad zu erstellen, so sollte eine seismische Exploration durchgeführt werden. 
Dabei verdeutlichen die im Vorfeld zusammengetragenen, bereits vorhandenen unterlagen, wie 
Schichtenverzeichnisse von tiefbohrungen und seismische Sektionen und die daraus abgeleiteten 
Erkenntnisse zum geologischen und strukturgeologischen Aufbau des untergrundes, ob und in 
welchen gebieten informationsdefizite vorliegen. Je nach vorliegendem Kenntnisstand und Kom-
plexität der untergrundverhältnisse ist eine 2D- oder 3D-Seismik erforderlich (Abschn. 3.2).

Eventuell ist es zielführend, eine moderne digitale Aufarbeitung (reprozessing) vorhandener Alt-
seismiksektionen durchführen zu lassen. Möglicherweise lässt sich dadurch die Aussagekraft erhöhen. 
in jedem fall ist es empfehlenswert Datenbestände von vorhandenen seismischen Messungen 
(Altseismik) auszuwerten. Das spart Kosten, da die neuen seismischen Messungen dann ggf. nur 
noch in Bereichen von informationslücken durchgeführt werden müssen und / oder in lukrativen  
Bereichen zur Verdichtung bereits vorhandener Erkenntnisse. 

Die Reflexionsseismik ist für tiefenbereiche ab 1.000 m ein sehr wichtiges Erkundungsverfahren. 
Eine ausführliche Darstellung der Methode speziell für die geothermische Exploration findet man 
beispielsweise bei von hartmann et al. (2015). An der Erdoberfläche werden durch Vibratoren –  
das sind hochfrequent schwingende Bodenplatten (Abb. 4.2) – , durch fallgewichte oder auch 
durch Sprengungen in Bohrlöchern seismische wellen erzeugt, die sich im untergrund ausbreiten 
und dort an Diskontinuitäten reflektiert und gebrochen werden. Ein kleiner teil des reflektierten 
wellenfeldes gelangt zurück zur Erdoberfläche, seine Energie und der zeitliche Einsatz der wellen-
bewegung, das „Echo“, wird mit zahlreichen entlang einer Linie im Boden steckenden geophonen 
registriert. Die geophone funktionieren dabei wie hochempfindliche Mikrofone, die das reflektierte 
Signal, die P-wellen, aus dem untergrund aufnehmen und zeitlich hoch aufgelöst messen.

heutzutage kommt meistens die Vibrationsseismik zum Einsatz (Abb.4.2). Zur Vorbereitung einer 
seismischen Messung gehört auch das Einholen der erforderlichen genehmigungen (Abschn. 4.3). 
Das Messziel, die tiefenlage der geplanten Erkundung, muss festgelegt werden. Die Linienführung 
für die Vibrationsfahrzeuge (Abb. 4.2) wird anhand von Karten und geländebegehungen bestimmt. 
Sodann werden die Messparameter (Punktabstände, Energie, Apparatur, Aufnehmer-Kanäle, etc.) 
vorgegeben. in der Vermessungsphase wird das Messnetz definiert. Die Seismometerabstände legen 
die kleinste auflösbare wellenlänge fest. Durch die Ausdehnung einer Anordnung wird die trenn-
schärfe bestimmt. Die seismische Auflösung nimmt i.d.r. mit der tiefe ab. 

Abb. 4.2: 
Seismische Exploration: 

Messtrupp. Unter den 
LKWs sind Bodenplatten 

angeordnet, die den  
Untergrund in  

Schwingung versetzen.



51

nachdem die Messapparatur, die Vibratoren, das Personal und die trupp-infrastruktur in das Mess-
gebiet gebracht wurden, kann die eigentliche Messung beginnen. Die Erst-Auswertung der  
Messungen findet bereits während der feldarbeiten statt, der hauptteil jedoch in der niederlassung 
(Prozessing-Zentrum) mit aufwendiger Software und anhand bereits vorhandener Bohrungen  
(vorzugsweise mit geophonversenkmessungen) zur Eichung. 

naturschutzgebiete, natura 2000-gebiete, naturdenkmale, Artenschutz und gewässerschutz sind 
bereits bei den geländearbeiten für seismische oder sonstige geophysikalische felderkundungen  
zu beachten (Abschn. 5.3).

4.5  Erstellung von numerischen untergrundmodellen

Ziel der Datenerhebung und -auswertung (Abschnitt 3.2) sollte es sein, das in groben Zügen erstellte 
geologische untergrundmodell mit Parametern, also Eigenschaften, für die einzelnen horizonte 
und geologischen Strukturen zu versehen. Durch integration von temperaturdaten, Durchlässigkeiten 
und hydrochemischen Daten wird es möglich, ein sog. thermisch-hydraulisch-chemisch gekoppeltes 
Modell (THC-Modell) zu erstellen. Mit einem derartigen Modell können neben den hydraulischen 
Auswirkungen durch die förderung (Druck-Absenkung) und injektion (Druck-Erhöhung), die reich-
weite der thermischen Beeinflussung (Abkühlung) und die Änderung der wasserzusammensetzung 
infolge temperatur- und Druckänderung mit ihrer Auswirkung auf Scaling (Ausfällung) und / oder 
Korrosion im Vorhinein untersucht werden. häufig werden auch nur thermisch-hydraulisch gekop-
pelte Modell (th-Modell) benutzt, wenn die hydrochemischen Änderungen relativ unwichtig sind. 

Mit derartigen numerischen Modellen lässt sich die lokale untergrundsituation im Vorfeld auf ihre 
Eignung untersuchen. So kann beispielsweise der untertägige Abstand der förder- und injektions-
bohrung optimiert werden, damit beispielsweise über die Betriebsdauer hinweg mit keiner negativen 
thermischen Beeinflussung zu rechnen ist. oder es lassen sich Druckänderungen in den beiden 
Bohrungen nach langjährigem Betrieb prognostizieren, ebenso Einflüsse einer hydrochemischen 
Veränderung des thermalwassers. Selbstverständlich muss ein derartiges Modell im Vorfeld geeicht 
und validiert werden. Sämtliche Ergebnisse sind natürlich von der Qualität der Eingangsparameter 
und der güte des Modells abhängig. 

Zu den Vorarbeiten gehört ebenfalls die Erstellung eines strukturgeologisch-geomechanischen 
Modells. Die notwendigen unterlagen resp. Eingangsparameter, insbesondere die geomecha-
nischen Parameter, wurden in der Machbarkeitsstudie erhoben bzw. ausgewertet (Abschn. 3.2). 
Das geomechanische Modell setzt auf dem geologischen Modell, bzw. auf den tektonischen,  
also den strukturgeologischen Verhältnissen des untersuchungsgebietes auf. unter Einbindung des  
lokalen Stressfeldes wird dann untersucht, welche Strukturen (Störungszonen, Kluftzonen) eine  
erhöhte Schertendenz in Abhängigkeit von injektions- und förderraten aufweisen; auf diese weise 
kann die potentielle induzierte Seismizität abgeschätzt werden.
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4.6   Induziertes seismisches Potenzial,  
seismisches überwachungsnetz

naturgegeben kommt es in Baden-württemberg immer wieder zu leichten Erdbeben, in einzelnen 
gebieten häufiger, in anderen weniger häufig. in der Abbildung 4.3 ist die größe der Erdbeben 
(Seismizität) in Magnitude nach der sog. richterskala angegeben. Dies ist eine logarithmische Skala. 
Erdbeben der Stärke 3 haben einen etwa 10-fach höheren Ausschlag (Amplitude) im Seismogramm 
wie Erdbeben der Stärke 2 und näherungsweise die 32-fache Energiefreisetzung im Erdbebenherd. 
Abbildung 4.3 zeigt fast ausschließlich die natürliche Seismizität der Jahre 1973-2009 in Baden-
württemberg und umgebung. in seltenen fällen können aber auch durch menschliche Aktivitäten, 
wie durch den Betrieb großer Speicherbecken, durch Bergbau, durch große trinkwasser-, Erdöl- 
oder Erdgas-Entnahmen oder durch den Bau und Betrieb von geothermieanlagen, Erschütterungen 
ausgelöst werden. Dieser Effekt heißt induzierte Seismizität. 

grundsätzlich ist nicht davon auszugehen, dass 
beim Betrieb einer hydrothermalen geothermie-
anlage mit Zirkulation (förderung und injektion) 
von thermalwasser aus bzw. in einen tiefen 
grundwasserleiter mit einer erhöhten Erdbeben-
gefahr im Sinne schädigender oder spürbarer 
Ereignissen zu rechnen ist. Jedoch ist die allge-
meine Verunsicherung so groß, dass auch unter 
den Aspekten der Beweissicherung, der Sicht-
barmachung der tatsächlichen Vorgänge im  
untergrund und der allgemeinen transparenz 
ein seismisches Monitoring sinnvoll ist.

Vor dem Abteufen der ersten Bohrung muss  
auf dem Stand von wissenschaft und technik 
ein qualifiziertes Gutachten zum Potenzial 
induzierter Seismizität und zur möglichen 
gefährdung durch einen förder- und injektions-
betrieb erstellt werden. Der gutachter sollte  
daher über ausgewiesene Erfahrungen auf den 
gebieten der Seismologie, der Paläoseismologie, 
der geologie und tektonik, der geophysik, der 
fels- und hydromechanik sowie des Erdbeben-
ingenieurwesens verfügen. 

Außerdem sollte er die Methoden zur systematischen Erfassung und Analyse der möglichen Ereignis-
abläufe und der mathematisch-statistischen grundlagen der gefährdungsberechnung beherrschen, 
sowie über Kenntnisse der Methode der probabilistischen bzw. deterministischen seismischen  
gefährdungsanalyse verfügen. Das gutachten sollte die natürliche Seismizität der region mithilfe 
der Erdbebenkataloge beschreiben (Abschn. 3.2), wobei eine Differenzierung nach der herdtiefe 
anzustreben ist. Eine Vollständigkeitsschwelle sowie die ortungsgenauigkeit als funktion der Zeit 
sollten auch vorhanden sein. Erdbeben geringer herdtiefe besitzen eine hohe relevanz für die  
Beurteilung der Erdbebengefährdung und sind bei gutachten dieser Art zu berücksichtigen.  
Die Darstellung der gefährdung sollte im hinblick auf eine quantitative gefährdungsbeurteilung  
erfolgen. Die im gutachten durchgeführte Analyse sollte nachvollziehbar dargelegt und allgemein 
verständlich sein (fKPE 2015).

Abb. 4.3: Seismizität in Baden-Württemberg 
im Zeitraum 1973-2009.
Landeserdbebendienst BW
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für den gutachter ist das geologische Modell 
(Abschn. 4.5) mit dem räumlichen Verlauf der 
Störungszonen wichtig. Anhand der struktur-
geologisch-geomechanischen Modellierung 
(Abschn. 4.5) kann abgeschätzt werden, ob diese 
Störungszonen seismisch aktiv sind. Störungs-
zonen bei tiefen geothermischen Projekten kön-
nen nicht nur eine Zone mit potenziell erhöhter 
wasserführung darstellen, sondern auch eine 
Struktur, entlang derer die Erdkruste eine gerin-
gere festigkeit aufweist. Das gutachten sollte 
daher auch berücksichtigen, wie sich die injektion 
von wasser in eine solche Störungszone auf  
das Auftreten von induzierten Beben auswirken 
könnte. Das gutachten dient als grundlage  
des genehmigungsverfahrens und ist somit  
teil davon.

Bereits vor Beginn des Abteufens der Erstbohrung 
sollte ein seismisches überwachungsnetz 
(Monitoring) eingerichtet werden, um den Aus-
gangszustand (ruhezustand) zu erfassen (Abb. 
4.4). Mit dem gutachter ist das seismische  
Monitoring, die erforderliche Anzahl von Mess-
stellen (Seismometer) und das noise / Signal- 
Verhältnis abzustimmen (fKPE 2012, gtV 2011). 
für ein hydrothermales geothermieprojekt sind 
etwa 4-5 übertägige Messstationen ausreichend, 
um ein eventuell auftretendes Ereignis lokalisieren 
zu können, wobei eine Messstelle in der nähe 
der geothermieanlage und die restlichen 4 Mess- 
stellen in etwa 2,5 - 3,5 km Entfernung vom 
Zentrum der Anlage installiert werden sollten 
(Barth & gaucher 2012, gtV 2011). 

Zur Minimierung von Störeinflüssen und zur 
Steigerung der genauigkeit der Ermittlung der 
tiefenlage eines Erdbebens (herdtiefe) können 
u. u. auch Seismometer in Bohrlöchern in Be-
tracht gezogen werden. Außerdem sollte fest-
gelegt werden, auf welchem weg die gemesse-
nen werte der Bergbehörde zur Verfügung ge-
stellt werden und in welcher form sie veröffent-
licht werden. Der Vorhabenträger sollte die  
Öffentlichkeit umfassend über die Messergebnisse 
informieren, um transparenz in der eigenen  
Sache herzustellen (Abschn. 4.1). 

Abb. 4.4: Beispiel für eine seismologische Messstation.

Zum seismischen überwachungsnetz gehört 
auch die Messung der Erschütterung zur inter-
nen Betriebsüberwachung, zur Beweissicherung 
und ist grundlage des bergrechtlichen geneh-
migungsverfahrens. Die wahl der Messstellen 
zur Ermittlung von Erschütterungseinwirkungen 
ist vom Vorhabenträger in Abstimmung mit dem 
gutachter für das Potenzial induzierter Seismik 
festzulegen. Die Ergebnisse sollten gemäß der 
Din 4150 dargestellt und dokumentiert werden. 
Das seismische überwachungsnetz ist grundlage 
für die bergrechtliche genehmigung.

Vor und bei der Einrichtung der Messstellen muss 
darauf geachtet werden, ob die Belange des 
natur- und umweltschutzes tangiert werden 
(Abschn. 5.3). 

Mit hilfe des seismischen Monitorings muss die 
Modellierung der Seismizität verifiziert werden, 
bzw. ggf. dazu benutzt werden, den Modellauf-
bau zu verfeinern. 

Das seismische Monitoring erfolgt während der 
gesamten Bauphase und in der Betriebsphase 
der geothermischen Anlage unter wissenschaft-
licher Begleitung, wobei nach einer gewissen 
Betriebszeit in Absprache mit der Bergbehörde 
ggf. eine Anpassung des Messumfangs erfolgen 
kann.

in dieser Phase erfolgen auch erste überlegungen 
über ein sog. Ampelschema. Dies betrifft die 
festlegung der Dauer von Maximal-Drücken in 
der injektionsbohrung sowie, welche Maßnah-
men bei überschreitung einer festzulegenden 
Seismizitätsmagnitude zu ergreifen sind, um 
nicht tolerierbare, spürbare seismische Ereignisse 
zu vermeiden (vgl. hierzu auch Ausführungen  
in Abschnitt 5.5). 



54

4.7  Grundwasser-Monitoring

im umfeld des geplanten Bohrplatzes sollte die Einrichtung eines grundwasser-Monitoring-netzes 
vorgenommen werden. Dazu müssen geeignete grundwassermessstellen für die oberflächennahe 
grundwasserführung installiert werden. Es wird empfohlen, oberstrom der geplanten Anlage ein 
Messstelle abzuteufen, sowie 2 unterstromige Messstellen. falls die förder- und injektionsbohrungen 
nicht vom selben Bohrplatz aus abgeteuft wurden, sollte das grundwasser-Monitoring für jede 
Bohrung separat eingerichtet werden. in diesen Messstellen sollte in regelmäßigen Abständen der 
grundwasserstand, sowie temperatur und elektrische Leitfähigkeit des wassers zur Beweissiche-
rung gemessen werden. Mit der Einrichtung des Messstellennetzes sollte bereits vor Einrichtung 
des Bohrplatzes begonnen werden, damit die lokalen natürlichen Schwankungen erfasst werden 
können.

Da die Eigenschaften des grundwassers natürlichen Schwankungen unterworfen sind, wird  
empfohlen, die Messdaten mit Daten aus dem überregionalen Beobachtungsnetz zu vergleichen.  
geeignete Ansprechpartner sind die LuBw (Landesanstalt für umweltschutz) und die untere  
wasserbehörde des entsprechenden Land- oder Stadtkreises. Mit letzteren sollte auch die Lage  
und tiefe der grundwassermessstellen einvernehmlich festgelegt werden.

4.8  Scaling und Korrosion

in dieser Projektphase sollten auch Strategien entwickelt werden, um mit dem thermalwasser so 
umzugehen, dass es zu keinen schädigenden Ausfällungen (Sinter, Scaling) oder Korrosion an den 
Anlagenteilen kommt. Außerdem ist in dieser Phase ein Konzept für die Entsorgung von fluiden, 
feststoffen, evtl. norM-Abfällen („naturally occurring radioactive material“) und oberflächen- 
wasser zu erstellen.

grundsätzlich muss das tiefenwasser übertage 
in einem geschlossenen (gasdichten) Leitungs-
system zirkulieren. Denn falls gase zu- oder 
austreten, ist fast immer mit Ausfällungen 
(Scaling) zu rechnen (Abb. 3.3). unabhängig 
davon verändern sich die Druck- und tempera-
turbedingungen der heißen tiefenwässer, wenn 
sie an die Erdoberfläche gepumpt werden und 
ihnen dort die temperatur entzogen wird.  

Dadurch ändert sich der Sättigungszustand  
dieser wässer bezüglich verschiedener Minerale 
und es kann so zu übersättigungen mit der  
folge von Mineralausfällungen kommen.  
Das ist ein natürlicher Vorgang, der auch aus 
dem Bäderwesen bekannt ist. Es gibt eine reihe 
von sog. thermodynamischen Berechnungs- /  
Simulations-Programmen, mit denen dieser  
Vorgang untersucht und damit prognostiziert 
werden kann. 

Abb. 4.5: Beispiel für 
das Einbringen eines  
Inhibitors im Aquiferbereich 
bei der Förderbohrung.
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Je nach wasserbeschaffenheit kann es beispielsweise zur Vermeidung von Scaling ausreichend
sein, wenn der Druck im übertägigen Anlagensystem einen bestimmten wert nicht unterschreitet. 
Zusätzlich zu den theoretischen überlegungen können auch untersuchungen im Labor stattfinden, 
bei denen getestet wird, mit welchen Zusatzstoffen (Inhibitoren) die Sinterbildung unterbunden 
werden kann. So wird beispielsweise die geothermieanlage in Bruchsal zur Vermeidung von Scaling 
nur mit überdruck betrieben, während dem thermalwasser der geothermischen heizanlagen im 
Pariser Becken ein inhibitor bereits im Aquifer in der förderbohrung zugegeben wird (Abb. 4.5). 
Der Einsatz von inhibitoren ist zulassungspflichtig.

natürliche radionuklide können prinzipiell in allen tiefenwässern vorliegen. Die Aktivitätskonzen-
trationen weichen jedoch in Abhängigkeit von der geologie des Aquifers stark voneinander ab und 
sind im granitischen Milieu i.d.r. wesentlich höher als in sedimentären Aquiferen. Die werte sind 
im wasser grundsätzlich sehr niedrig. Zudem können die thermalwässer toxische und kanzerogene 
Elemente wie Arsen, Cadmium, Blei u. ä. enthalten. 

Bei geothermischen Anlagen, die im Dubletten-Betrieb gefahren werden, ist das risiko, dass be- 
lastete Stoffe an die Erdoberfläche gelangen, niedrig, da das tiefenwasser in einem übertägig  
geschlossenen Kreislauf gefahren und über die injektionsbohrung wieder in den tiefen untergrund, 
aus dem das thermalwasser gefördert wurde, zurückgebracht wird. Allerdings können in ausge-
schiedenen Mineralphasen (Scales) radionuklide z. t. eingebunden und sogar angereichert sein. 
Deshalb ist Vorsicht beim umgang mit Bauteilen geboten, auf denen sich Scales gebildet haben. 
trotz Vermeidungsstrategie zur Bildung von Scales kann diese nicht völlig ausgeschlossen werden, 
insbesondere nicht in wärmetauschern oder Pumpen. Sinterablagerungen ist daher grundsätzlich 
erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken und ausgetauschte Bauteile sollten sicherheitshalber unter-
sucht und ggf. entsprechend fachtechnisch behandelt werden (StrlSchV 2001). 

Diese natürlichen radioaktiven Stoffe werden als NoRM („naturally occurring radioactive 
material“) bezeichnet und müssen ordnungsgemäß entsorgt werden. Der betriebliche  
umgang und die betriebliche überwachung der radionuklide ist wesentlicher Bestandteil  
eines auszuarbeitenden Arbeitssicherheits-Konzepts. informationen über die überwachung, 
den umgang und die Entsorgung von radioaktiven Stoffen erteilen beispielsweise die  
umweltabteilungen (referate 54.4) der 4 regierungspräsidien in Baden-württemberg.

Durch Laborexperimente lässt sich auch die Beständigkeit verschiedener werkstoffe gegenüber  
den teilweise aggressiven thermalwässern voruntersuchen (Abschn. 5). Die Ergebnisse können bei 
der Errichtung der technischen Anlagen im Bedarfsfall durch die Verwendung von korrosions-
beständigem Material entsprechend einfließen. Viele thermale tiefenwässer enthalten Co2 oder 
h2S. Sollen derartige wässer in Kohlenstoff-Stahlleitungen transportiert werden, so sollte vorab 
unbedingt der ph-wert der wässrigen Phase eingehend untersucht werden, um die Korrosions- 
beständigkeit zu prüfen. Soweit die Korrosionsbeständigkeit von C-Stählen nicht mehr ausreichend 
ist, kann auf höherwertige werkstoffe zurückgegriffen werden. 
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4.9  Konzeption für Bohrplatz und Tiefbohrungen

für tiefbohrungen müssen zunächst detailliert geplante und von der Bergbehörde genehmigte 
Bohrplätze errichtet werden. in der richtlinie des Bundesverband Erdgas, Erdöl und geoenergie e.V. 
(BVEg, früher: wirtschaftsverbandes Erdöl- und Erdgasgewinnung e.V., wEg) ist die gestaltung  
eines Bohrplatzes für tiefbohrungen gemäß technischer Standards beschrieben (wEg 2006). 
Dort sind die Mindestanforderungen an Bohrplätze und die Erfordernisse des gewässerschutzes 
aufgeführt (Abschn. 5.2, 5.3). Die wEg-richtlinie kann allerdings nur als orientierung herangezogen 
werden. Die Konzeption von Bohrplatz und Bohrungen muss bereits bei der überprüfung auf not-
wendigkeit einer umweltverträglichkeitsprüfung (uVP) und eines Raumordnungsverfahrens 
nach dem Landesplanungsgesetz integriert worden sein (Abschn. 4.3). 

Es ist darauf zu achten, dass die Anforderungen des naturschutzes bei der Standort-Entscheidung 
und im Zuge der Planung durch die Minimierung von flächenbedarf und versiegelten flächen,  
die Verwendung von recyclingfähigem Material sowie die Minimierung von Abfällen beim rückbau 
des Bohrplatzes, berücksichtigt werden. gegebenenfalls sind dabei Ausgleichs- und Ersatzmaß- 
nahmen erforderlich, um Eingriffe zu kompensieren. 

Bei der Durchführung von Bohrungen fallen auf dem Bohrplatz neben Bohrgut und Spülungs- 
rückständen verschiedene Arten von flüssigkeiten an. Aus gründen des umwelt- und gewässer-
schutzes werden Bohrplätze so angelegt, damit keine wassergefährdenden flüssigkeiten in den  
Boden und in benachbarte gewässer gelangen. Des weiteren werden flüssigkeiten so weit wie 
möglich voneinander getrennt und entsorgt (wEg 2006).

Auch sollte bereits in dieser Phase begonnen werden, die organisation der Bohrung, teste etc.  
und das notwendige Personal zu definieren. 

Der richtlinie des Bundesverband Erdgas, Erdöl 
und geoenergie e.V. (wEg 2006) beschreibt  
die Aufteilung des Bohrplatzes hinsichtlich der 
wassergefährdung in zwei unterschiedliche  
Bereiche, die der Aufstellung von Maschinen, 
der unterbringung von Lagerbehältern und der 
Abwicklung des Verkehrs dienen (Abb. 4.6).  
Die richtlinie trägt auch den arbeitssicherheit- 
lichen Erfordernissen rechnung. Baustatische 
Anforderungen (z. B. Bohranlagenfundamente 
sowie fundamente für hochtanks und Spülungs-
pumpen u. ä.) sind jedoch nicht berücksichtigt. 

Abb. 4.6: Schematische Darstellung eines Bohrplatzes.
WEG 2006
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Anhand des tektonisch-geologischen untergrundmodells, das auf der Basis seismischer untersu-
chungen (2D- und / oder 3D-Seismik) und tiefbohrungen erstellt wurde, wird eine virtuelle Bohr-
pfadplanung vorgenommen, wobei der optimale Zielpunkt oftmals nur mit einer Schrägbohrung 
(richtbohrung) erschlossen werden kann. Spezielle Applikationen erlauben die Beschreibung  
des dynamischen Verhaltens des reservoirs über die Zeit hinsichtlich Druck, temperatur und fließ-
verhalten. Basierend auf diesem untergrundmodell wird letztlich die fundamentale Entscheidung 
getroffen, an welchem Standort und mit welchem Verlauf (Bohrpfad) die Bohrung abgeteuft und 
wo das optimale Ziel angetroffen werden soll.

Steht der Bohrpfad fest, werden das Bohrwerkzeug und das Bohrlochdesign, d. h. die Konstruktion 
aus Stahlrohren und Zement, um das Bohrloch zu stabilisieren, festgelegt. Ausschlaggebend dafür 
sind die Beschaffenheit der untergrundverhältnisse, die geplante Bohrtiefe und ob eine Vertikal- 
oder eine Schrägbohrung (richtbohrung) vorgesehen ist. Die gesamte Bohrplanung basiert somit 
auf dem geologischen untergrundmodell, das Schritt für Schritt aktualisiert werden muss. Bei tief-
bohrungen kommt in der regel das sog. rotarybohrverfahren zum Einsatz, bei dem ein rotierender 
Bohrstrang eingesetzt wird und das anfallende Bohrklein kontinuierlich durch die Bohrspülung  
ausgetragen wird. Andere Bohrverfahren werden häufig in den obersten Abschnitten angewandt 
oder in tieferen Bereichen bei speziellen geologischen fragestellungen oder Verhältnissen. 

Ausgehend von der angestrebten Bohrtiefe und 
dem Durchmesser wird eine passende Bohr-
anlage (Abb. 4.7) mit ausreichender hakenlast 
gewählt. Die hakenlast bestimmt, welche Last 
mit der Bohranlage gehalten (gezogen) werden 
kann. Dadurch bestehen für Änderungen der 
maximalen Bohrtiefe sowie der Bohr- bzw. Aus-
baudurchmesser nur noch kleine Variations-
möglichkeiten. Bohranlagen, die in tiefen von 
3.000 - 5.000 m vordringen, weisen typischer-
weise hakenlasten zwischen 200 - 400 t auf 
und haben eine Masthöhe von 30 - 45 m.  
Die Masthöhe kann z. B. im Bereich von flug-
verkehr eine gewisse rolle spielen. 

Die Energieversorgung der Anlage kann über 
generatoren oder durch Anschluss an das lokale 
Energieversorgungsnetz erfolgen. Letzteres ist 
leiser und umweltverträglicher, aber i.d.r. auch 
teurer. Zum Lärmschutz werden generatoren 
teilweise auch eingehaust. Bei Lärmemission ist 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Lokation  
die Einhaltung bestimmter immissionswerte zu 
beachten (vgl. wEg-Leitfaden nr. 41). 

Zur Peripherie der Bohranlage gehören das  
Spülungssystem sowie eine Bohrlochsicherungs-
ausrüstung (Preventer) zur Vermeidung unkon-
trollierter Austritte von fluiden oder gasen. 

Abb. 4.7: Bohrturm zur Erstellung einer Tiefbohrung.
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Die allgemeine Sicherheit der Bohranlage wird durch die Einhaltung der allgemein anerkannten  
regeln der technik und betrieblicher Standards sichergestellt. Durch besondere Schutzausrüstung, 
vor allem aber durch angepasste organisatorische und technische Arbeitsschutzmaßnahmen,  
müssen gefährdungen für das Bohrpersonal und Dritte vermieden werden. große Bedeutung haben 
bspw. der Brand- und Explosionsschutz. Auf der Bohrstelle werden daher sog. Ex-Schutz-Bereiche 
festgelegt und durch gesonderte Beschilderung kenntlich gemacht. innerhalb dieser Bereiche gelten 
besondere Anforderungen an Materialauswahl, Art der elektrischen Verbraucher und geräte,  
Verhaltensweisen des Bedienpersonals etc. .

Zur technischen umsetzung des Bohrplans muss im Vorfeld eine detaillierte Bohrablaufplanung 
erstellt werden. Dazu ist es zunächst erforderlich, am geplanten Standort entlang des Bohrpfades 
ein bestmögliches geologisches Profil mit detaillierten Angaben zur Stratigraphie und Lithologie  
zu erstellen. Zur Bohrablaufplanung gehören ferner für jede Bohrphase detaillierte teufenbezogene 
Angaben zum Bohrverfahren, Bohrwerkzeug, Spülung, Bohrlochmessungen, hydraulische tests  
sowie insbesondere Angaben über formationen mit gasführung oder gespannte wässer sowie 
dem umgang damit etc. . 

Der Ausbau einer tiefbohrung ist ein komplexes gebilde aus Stahlrohren und Zement, eine Bohrloch-
konstruktion, welche verhindert, dass gase, flüssigkeiten oder feststoffe unkontrolliert aus-  
oder eintreten können. Sie muss so dimensioniert werden, dass sie alle auftretenden Belastungen  
während der Bohrphase und des förderbetriebs sicher ertragen kann. Daher ist auch bei der  
Bemessung der rohrwandung deren thermische Belastung beim förderbetrieb einer geothermie-
anlage zu berücksichtigen.

Meistens werden von einem Bohrplatz aus meh-
rere Bohrungen (Schrägbohrungen, sog. richt-
bohrungen) abgeteuft. im Bereich des Bohran-
satzpunktes wird ein sog. Bohrkeller (Abb. 4.1) 
erstellt. Von dort aus wird mit der tiefbohrung 
begonnen. Tiefbohrarbeiten werden i.d.r. 
im Schichtbetrieb 24 h / d ohne unterbrechung  
ausgeführt. Die tiefbohrung wird in einer Serie 
von Bohrphasen erstellt, wobei anhand des  
theoretischen Schichtenprofils festgelegt wird, 
in welchen tiefen abgesetzt und eine Bohrloch-
verrohrung gesetzt und zementiert werden muss 
(Abb. 4.9). tiefbohrungen werden vorwiegend 
mit dem sog. rotary-Bohrverfahren (Abb. 4.8) 
abgeteuft, bei dem das Bohrgut an der Erdober-
fläche in form von Cuttings (kleine gesteins-
bruchstücke) anfällt. Die laufende untersuchung 
der Cuttings ermöglicht ein Vergleich mit  
dem prognostischen Bohrprofil. fehlende oder  
nur unzureichende geologische informationen  
über die abgeteufte Bohrstrecke können mit 
geophysikalischen Bohrlochvermessungen  
ergänzt werden. 

Abb. 4.8: Beispiel für Bohrmeißel, die beim 
Rotary-Bohrverfahren eingesetzt werden.
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werden detailliertere informationen über die 
geologische Schichtenabfolge benötigt, so  
besteht die Möglichkeit Bohrkerne zu ziehen,  
ein Verfahren das wesentlich aufwändiger ist  
als das Bohren mit dem rotary-Verfahren.  
in welchen teufenabschnitten mit welchem 
Bohrverfahren gearbeitet werden soll, muss  
im Vorfeld festgelegt werden.

Das Zusammenspiel zwischen der im ringraum 
(zwischen Bohrlochwand und Verrohrung bzw. 
zwischen den einzelnen rohrtouren) einge-
brachten Zementation und den Verrohrungen 
stabilisiert die Bohrung und ist wichtig, damit 
die durchteuften formationen hydraulisch  
voneinander getrennt sind (VBi 2013). Dabei  
kommen den einzelnen rohrtouren unter-
schiedliche Aufgaben zur Bohrtechnik und zum 
grundwasserschutz zu. Abb. 4.9 zeigt den 
schematischen Ausbau für eine tiefbohrung.  
So dient bspw. das Standrohr der Sicherung der 
obersten gebirgsschichten (nachfall) sowie der 
turmfundamente z. B. gegen unterspülung und 
die Schutzrohrtour der Abdichtung etwaiger 
grundwasserhorizonte und der Stabilisierung 
des Bohrlochs bei etwaigen späteren Spülungs-
verlusten bzw. instabilen formationen.

Die Ankerrohrtour dient der Lastaufnahme  
von futterrohr- und Steigrohrstrang sowie vom 
Bohrlochkopf und der Abdichtung etwaiger 
wasserhorizonte und Spülungsverlustzonen. 
technische rohrtouren sind zum Schutz gegen 
ungünstige gebirgsverhältnisse wesentlich.  

Die Produktionsrohrtour ist die Verbindung  
zwischen Lagerstätte und Bohrlochkopf und 
trennt einzelne reservoirs voneinander (wEg 
2014, Länderverordnung 2006, APi 2005 und 
2006). Die geothermie-Bohrung ist damit bereit 
für die Produktion. in der Erdöl- / Erdgasindustrie 
wird zusätzlich ein eigener förderstrang,  
der über der Lagerstätte mit einem sog. Packer  
zu den futterrohren abgedichtet ist, in das  
Bohrloch eingeschoben und somit eingebaut.  
Dieser förderstrang dient damit gleichzeitig 
dem Schutz der Verrohrung der Bohrung.  
Einige geothermische tiefbohrungen verfügen 
ebenfalls über einen derartigen förderstrang.
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einer Tiefbohrung mit Open-Hole.
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Mit speziellen geophysikalischen Bohrlochmessungen lässt sich der sachgerechte Ausbau kontrol-
lieren. Bei diesen sogenannten Kontrollmessungen wird die Anbindung des Zementes an die rohre 
bzw. die kompakte Auffüllung des ringraumes mit Zement überprüft. Mit jeder Bohrphase nehmen 
Bohr- und rohrdurchmesser ab. in der tiefbohrtechnik sind alle rohr- und Meißeldurchmesser  
nach APi (American Petroleum institute) genormt. Eine fertig gestellt tiefbohrung hat daher einen 
teleskopartigen Aufbau. Aus dem prognostischen geologischen Profil und dem Enddurchmesser 
der Bohrung ergibt sich daher auch der Anfangsdurchmesser. Zur Erzielung hoher förderraten muss 
der Bohr- bzw. rohrdurchmesser im reservoir einen Mindestdurchmesser aufweisen. Dieser Durch-
messer bestimmt damit den Anfangsdurchmesser. Bei standfestem gebirge im reservoirbereich 
kann auf einen Ausbau verzichtet werden (open-hole), bei instabilem gebirge oder Partikelführung 
sind im Bereich der Lagerstätte perforierte Liner oder filterrohre einzubauen.

nach Erstellung der Bohrablaufplanung ist die genehmigung für die Bohrung unter Vorlage  
der detaillierten Bohrablaufplanung bei der Bergbehörde einzuholen (Betriebsplan- 
zulassung). im Anschluss an die detaillierte Bohrablaufplanung und Betriebsplanzulassung 
kann die Ausschreibung der ersten Bohrung erfolgen.

Bereits zu diesem Zeitpunkt, also noch in der eigentlichen Planungsphase, bevor die erste Bohrung 
abgeteuft wird, muss über alternative Möglichkeiten nachgedacht werden, sollte die Bohrung nicht 
die erwartete fündigkeit (Abschn. 4.2) aufweisen. Alternativnutzungen bei zu niedriger Ergiebig-
keit könnten beispielsweise die thermalwasser-nutzung für Badezwecke oder die installation einer 
tiefen Erdwärmesonde für heizzwecke sein (Abschn. 1.1). Auch eine ggf. erforderliche Verfüllung 
der tiefbohrung ist planerisch zu berücksichtigen.

4.10   Planung für Kraftwerksbau und übertageeinrichtungen,  
Genehmigungsablauf

Bei der Planung der übertageeinrichtungen (heiz- 
und ggf. Kraftwerk) sind die randbedingungen 
aus dem Energiekonzept entscheidend.  
Die Massen- und Energieströme des Kreislaufs  
müssen entsprechend ausgelegt werden.  
Die erwartete nennleistung, der thermische 
wirkungsgrad und die rücklauftemperatur  
des thermalwassers müssen für die Planung  
berechnet werden. 

in folge ist die Auslegung der hauptkomponen-
ten vorzunehmen. für die hauptkomponenten 
mit langen Lieferzeiten sollten bereits in  
dieser Phase Angebote eingeholt werden.  
Zudem erfolgt jetzt die Detailauslegung der 
rohrleitungen und der Steuerung.

Abb. 4.10: 
Beispiel von Schwerstangen zur Erzeugung  

einer höheren Bohrandruckkraft.
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Sodann erfolgt die Beantragung der erforderlichen genehmigungen und der Betriebserlaubnis. für 
die Errichtung der gebäude (i.d.r. Energiezentrale, Kraftwerksgebäude) ist eine Baugenehmigung 
gemäß Landesbauordnung erforderlich, die von der zuständigen unteren Baurechtsbehörde erteilt 
wird. Prüfungsgegenstand des Baugenehmigungsverfahrens sind auch die jeweiligen bauplanungs-
rechtlichen Vorschriften. Anlagen zur nutzung von tiefengeothermie erfüllen die Voraussetzung 
von ortsgebundenen Anlagen der öffentlichen Versorgung mit wärme oder Elektrizität und sind 
daher entsprechend zu handhaben. wegen ihrer Standortbindung sind solche Anlagen i.d.r. im 
Außenbereich bauplanungsrechtlich zulässig.

4.11  Finanzierung, Businessplan

Bei der Finanzierung spielt es eine wesentliche rolle, ob es sich beim 
Vorhabenträger um einen kommunalen träger, ein Energieversorgungs-
unternehmen oder einen privaten Projektentwickler handelt. neben der 
Eigen- und fremdfinanzierung (z. B. Bereitstellung von Bank-Krediten)  
stehen förderinstrumente zur Verfügung (Abschn. 2.2, 4.2). Die Einbezie-
hung dieser finanzierungsinstrumente innerhalb der gesamtfinanzierung 
ist entscheidend vom Profil bzw. geschäftsform des Vorhabenträgers  
abhängig. Zudem ist natürlich jede finanzierung von der erreichbaren 
Rentabilität des Projektes abhängig. Vor der Entwicklung der finanzie-
rungsstruktur sind daher projektspezifische rentabilitätsberechnungen  
erforderlich und Best-Case- sowie worst-Case-Szenarien zu untersuchen.

über die gesamte Projektlaufzeit hinweg müssen durch Aktualisierung 
des finanzierungsplans die wirtschaftlichkeit und die finanziellen risiken 
des geothermieprojektes beobachtet werden (Abschn. 3.3). 

Da sich die gesamtsumme für ein größeres tiefengeothermie-
projekt auf einige 10er Mio. € beläuft, sollten hohe Anforderungen 
an den Businessplan mit sehr detaillierten finanzsimulationen 
gestellt werden. 

Auch der faktor Zeit kann ursächlich dafür verantwortlich sein, dass ein 
ursprünglich machbares Projekt, unwirtschaftlich werden kann, wenn es 
zu unerwarteten Stillstandzeiten oder Verzögerungen kommt. für tiefen-
geothermieprojekte ist daher eine Businessplanung mit zahlreichen geo-
logischen, technischen und betriebswirtschaftlichen Varianten erforderlich. 
Diese Betrachtungstiefe bei der Projektanalyse wird häufig auch für den 
Abschluss einer fündigkeitsversicherung benötigt (VBi 2013, Abschn. 4.2).
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erste  
erschlIessunGsphase

5
In dieser Projektphase wird die erste  
Bohrung, die über das weitere Vorgehen  
und das Gesamtprojekt entscheidet,  
niedergebracht.  

Davor sind weitere Planungsarbeiten  
und die Einholung von Genehmigungen  
erforderlich. Falls mit dieser Bohrung  
die Fündigkeitsziele auch nach ggf.  
erfolgten Optimierungsmaßnahmen  
nicht erreicht werden können, muss  
vom geplanten Vorhaben Abstand  
genommen werden und eine  
Alternativnutzung der Bohrung zur  
Schadensbegrenzung angestrebt  
werden, andernfalls ist die Bohrung  
ordnungsgemäß zu verfüllen. 

Bürgerbeteiligung und Öffentlichkeits- 
arbeit haben auch hier einen zentralen  
Stellenwert, und sollten durchgehend  
und kontinuierlich erfolgen.

Rotary-Bohrmeißel.
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5.1  Planungsarbeiten während der Durchführung der Bohrung

Vor Beginn der Bohrarbeiten müssen sämtliche Planungsarbeiten für die Durchführung der  
Bohrung inklusive des Bohrlochausbaus im Detail festgeschrieben sein (Abschn. 4.9). 
Dazu gehören auch sämtliche untersuchungen sowie sonstige Aktivitäten in der Bohrung.

während des Abteufens der Bohrung sollte man sich nicht nur auf den Zielhorizont fixieren, sondern 
es ist wichtig, dass auch bestimmte hangende, durchbohrte grundwasser führende Schichten,  
die eventuell alternativ genutzt werden können, hydraulisch und umfassend hydrochemisch getestet 
werden (Stober & Bucher 2014, BMu 2011). ist die Schichtenabfolge hinter der Verrohrung,  
bedarf es eines großen Aufwandes wieder an diese horizonte zu gelangen. Sollte die Ergiebigkeit im  
Zielhorizont nicht ausreichend sein, dann könnte man Alternativlösungen in hangenden grund-
wasserleitern anstreben, wie beispielsweise eine reine thermalwassernutzung für Badezwecke oder  
eine geothermische nutzung möglicherweise auf niedrigerem temperatur-niveau unter zusätzlicher  
Verwendung einer wärmepumpe, da wässer aus hangenden Stockwerken mitverwandt werden, 
oder ähnliche Alternativnutzungen. 

um die hydrochemische Kompatibilität von wässern aus verschiedenen horizonten zu  
untersuchen und um Aussagen über potenzielle Ergiebigkeiten aufstellen zu können,  
sollte hier nicht an der falschen Stelle gespart werden. für eine potenzielle Einbeziehung  
von wässern aus anderen Stockwerken ist das hydraulische Potenzial entscheidend.

Entsprechend sind geophysikalische Bohrloch-
messungen inklusive temperatur-Logs einzupla-
nen. Die Messungen sollten über die gesamte 
Bohrlänge – soweit sinnvoll – erfolgen, da die 
interpretation von nur abschnittsweise ausge-
führten Messungen schwierig und problema-
tisch ist. Bei den geophysikalischen Bohrloch-
untersuchungen wird zwischen Verfahren in  
der verrohrten (ausgebauten) oder im offenen, 
noch nicht ausgebauten Bohrloch differenziert. 
Zu den Aufgaben der Bohrlochgeophysik  
gehört es, die Bohrlöcher, die Zementation in 
nächster umgebung sowie den umgebenden 
geologischen untergrund zu untersuchen. 

Bohrlochmessungen gehören zu den wichtigsten Messverfahren bei tiefbohrungen. in der Bohr-
lochgeophysik kommen vornehmlich mechanische, geoelektrische, magnetische, elektromagneti-
sche und akustische Verfahren sowie radioaktivität verwendende Verfahren zum Einsatz. Mit ihrer 
hilfe werden in den Bohrlöchern lithologische, petrophysikalische, lagerstättentechnische Eigen-
schaften sowie gefügekundliche und bohrtechnische Daten aufgenommen. Zum teil haben die 
Bohrlochmessungen das zeit- und kostenintensive Kernen von Bohrstrecken ersetzt bzw. reduziert 
(Abb. 5.1).

Abb. 5.1: Beispiel für großkalibrige Bohrwerkzeuge 
zum Kernen von Gebirgsabschnitten.
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Mit hilfe der Ergebnisse der ersten Bohrung 
können das geologisch-tektonische Modell  
sowie das erstellte prognostische Bohrprofil 
(Abschn. 4.5, 4.9) aktualisiert oder präzisiert 
werden. Ebenso kann das gutachten zum  
induzierten seismischen Potenzial und zur  
möglichen gefährdung auf den aktuellen  
Stand gebracht werden (Abschn. 4.5, 4.6) 
(fKPE 2015). 

nach Erreichen des Zielhorizontes ist dieser  
ausführlich hydraulisch zu testen und hydro-
chemisch zu beproben. Dabei sind tests mit 
konstanter förderrate (Aquifertest) und stufen-
förmiger Entnahmerate (Brunnentest) zur  
Ermittlung der Durchlässigkeit und Prognose 
der maximal möglichen förderrate sinnvoll 
(Abb.5.2). während des tests sollte die tempe-
ratur und die elektrische Leitfähigkeit des  
förderwassers laufend aufgezeichnet werden, 
um potenzielle Änderungen der wasserbeschaf-
fenheit zu erfassen. Damit die hydraulischen 
tests ausgewertet werden können, ist der Druck  
im Aquiferbereich (Basisdruckmessung) konti-
nuierlich mit einer Drucksonde zu registrieren. 
Die Basisdruckmessung kann kaum durch eine 
Druckmessung oberhalb des Aquifers oder durch 
eine Messung des grundwasserstandes ersetzt 
werden. für die Durchführung aussagkräftiger 
fördertests müssen entsprechend große Auffang-
becken, die zuvor ebenfalls genehmigt werden 
müssen, bereitgestellt werden, da eine direkte 
Einleitung des geförderten wassers in das lokale 
Abwassernetz i.d.r. nicht möglich und nicht  
zulässig ist (Abb. 5.3). hydrochemische Proben 
müssen wegen der erhöhten temperatur, der 
Entgasung sowie wegen der teilweisen Aggres-
sivität der wässer von fachpersonal entnommen 
werden. häufig ist es sinnvoll, dass die hydrau-
lische tests und die hydrochemische Beprobung 
abschnittsweise durchgeführt werden. Dazu ist 
der Einsatz von Packern, zur Absperrung be-
stimmter gebirgsstrecken, notwendig (Stober & 
Bucher 2014, BMu 2011).

Die wasserstände in den umliegenden grund-
wassermessstellen (Abschn. 4.7) sind ebenfalls 
zu beobachten.

Abb. 5.3: Beispiel für ein Thermalwasserauffangbecken 
für hydraulische Tests, Geothermieanlage Kirchstockach, 
Bayern.

Entsprechend sorgfältig sind die einschlägigen 
geophysikalischen Bohrloch-Logs wie tem-
peratur-, Salinität-, gamma-Log etc. durchzu-
führen. Caliber-Logs im open-hole geben rück-
schlüsse auf Bohrlochrandausbrüche und auf 
das Stressfeld, ebenso televiewer-Aufnahmen, 
also untersuchungsverfahren, die für die geo-
mechanische Modellierung benötigt werden 
(Abschn. 4.5). weitere Verfahren zur Erfassung 
der geometrie der Bohrung sind obligatorisch, 
ebenso wie technische Messungen zur Kontrolle 
der Dichtigkeit der Verrohrung und der Korrekt-
heit der Zementierung der Verrohrung. Entspre-
chende untersuchungs- und Auswerteverfahren 
sind in Stober & Bucher (2014) aufgeführt.

Abb. 5.2: Beispiel für die Durchführung einer hydrau-
lischen Testserie, unten: Entnahmeraten, oben:  
resultierende Druck-Absenkung des Wasserspiegels  
unter den Ruhewasserdruckspiegel (RWSp).
Strayle et al. 1994
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5.2  Notwendige Genehmigungen, Erlaubnisse und Vorgaben 

Vor Abteufen der ersten Bohrung ist gemäß wasserhaushaltsgesetz (whg) eine wasserrechtliche 
Erlaubnis für die Benutzung des tiefenwassers durch förderung oder injektion einzuholen. Dafür 
ist die Bergbehörde zuständig, die diese Erlaubnis jedoch im Einvernehmen mit der zuständigen 
wasserbehörde des entsprechenden Land- oder Stadtkreises erteilt. Bei der genehmigung wird die 
hydraulische Beeinflussung Dritter ausgeschlossen, das heißt, falls notwendig werden entsprechend 
niedrigere förderraten genehmigt. Zu beachten ist, dass bestehende oder künftige wasserversor-
gungen für trink- oder heilwasser Vorrang vor einer geothermienutzung haben. in wasserschutz-
gebieten gelten zudem die Anforderungen der jeweiligen Schutzgebietsverordnung (Abschn. 2.5, 
Abb. 2.3). 

neben der wasserrechtlichen Erlaubnis für die Benutzung des tiefenwassers ist auch eine  
wasserrechtliche Erlaubnis für Bohrplatz und ggf. Ableitungen erforderlich.

Die Bohrung muss entsprechend des geneh-
migten Betriebsplans ausgeführt werden. 
Das betrifft insbesondere auch die hydrauli-
schen tests, die hydrochemischen untersuchun-
gen (ggf. untersuchung Scaling, radioaktivität), 
sowie die geophysikalischen Bohrlochmes- 
sungen inklusive der temperaturmessungen 
(Abb. 5.4). Sollten Änderungen notwendig  
werden, müssen diese von den zuständigen  
Behörden genehmigt werden.

Auch ggf. erforderliche Ertüchtigkeitsmaßnahmen im Zielhorizont sollten rechtzeitig eingeplant 
und für den Bedarfsfall bereits im Vorfeld genehmigt werden (Abschn. 5.5).

Anlagen zum umgang mit wassergefährdenden Stoffen wie dem Arbeitsfluid in einem orC-  
oder Kalina-Kreislauf des Kraftwerkes unterliegen einer sog. wasserrechtlicher Eignungsfeststellung 
bzw. Bauartzulassung (VBi 2013), ggf. ist eine Anzeigepflicht nach der Störfall-Vo sowie ein  
Störfallkonzept erforderlich (Abb. 5.5). 

für die übertägigen gebäude und Anlagen ist neben der bergrechtlichen Betriebsplan- 
zulassung und der wasserrechtlichen Erlaubnis eine Baugenehmigung des späteren 
Kraftwerks erforderlich. Bei der Vorbereitung sollten die bauplanungsrechtlichen gestal-
tungsmöglichkeiten mit der kommunalen Verwaltung sondiert werden.

Abb. 5.4: Beispiel für die Interpretation von 
Temperaturmessungen. Das Temperaturprofil gibt  
Hinweise auf auf- und absteigende Wässer.
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Sowohl für die Durchführung der tiefbohrungen als auch für den später 
stattfindenden Betrieb als heiz- und / oder Kraftwerk müssen die Immissi-
onsrichtwerte bzw. die richtlinien für Baulärm (BimSchg, AVV Baulärm, 
tA Lärm) eingehalten werden. Der Antragsteller muss daher vorab in  
einer immissionsprognose nachweisen, dass die immissionsrichtwerte  
eingehalten werden können.

Scaling bzw. Sinterbildung muss in einer geothermieanlage aus ver- 
schiedenen gründen grundsätzlich vermieden werden (Abschn. 4.8). 
in jedem fall sollte auf ein mögliches Vorkommen verstärkt geachtet und 
dann, falls es dennoch auftritt, aus Sicherheitsgründen auf radioaktivität 
untersucht werden. neben der Bestimmung der StrlSchV sind das Abfall-
recht mit den entsprechenden Entsorgungsnachweisen und Deklarations-
analysen, das transportrecht und die Deponiebestimmungen zu beachten 
(VBi 2013).

Zu Beginn der ersten Erschließungsphase ist die Prüfung der uVP-Pflich-
tigkeit des Vorhabens erforderlich, in der die zuständige Behörde, die 
Bergbehörde, überschlägig klärt, ob erhebliche umweltbeeinträchtigungen 
eintreten können (Abschnitt 4.3), d. h. es wird somit abgeklärt, ob keine 
uVP oder ob eine uVP inkl. Planfeststellungsverfahren durchgeführt  
werden muss. Der Vorhabenträger hat dabei die Aufgabe, die voraus-
sichtlichen umweltauswirkungen in einem Bericht detailliert und komplett 
zu beschreiben. Die Behörde erhält damit eine vergleichsweise breite  
informationsgrundlage für die Prüfung der umweltverträglichkeit des  
Projektes.

Abb. 5.5: Beispiel für 
eine ORC-Anlage,  
Geothermiekraftwerk 
Landau.
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5.3  umweltschutz

Der Landesnaturschutzverband Baden 
württemberg (LnV Bw) und die beiden großen 
naturschutzverbände BunD und nABu haben  
sich in  Positionspapieren klar für die Energie-
wende und den zunehmenden Einsatz regene-
rativer Energien, einschließlich der nutzung der 
geothermie, als Maßnahme zum Klimaschutz 
ausgesprochen. Sämtliche risiken für grund-
wasser, Siedlungen und naturhaushalt sind zu 
beachten sowie Schäden sicher zu vermeiden. 
Die themen naturschutz, Artenschutz, Ökolo-
gie, Klimaschutz, Landschaftsschutz sowie 
eventuell örtliche Verkehrsbelastungen und –
gefährdungen, die insbesondere während der 
Bauzeit auftreten können, sind aufzugreifen 
und entsprechend zu berücksichtigen.

Projekte, die in einem oder in der nähe eines 
Natura 2000-Gebiets (ffh-gebiet, Eu-Vogel-
schutzgebiet) liegen, müssen die Vorgaben des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BnatSchg) und des 
Landesnaturschutzrechts beachten, ggf. ist auch 
im Vorfeld eine ffh-Verträglichkeitsprüfung er-
forderlich. Das Projekt kann nur dann zugelas-
sen werden, wenn es so ausgeführt wird, dass 
es zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen in 
diesem gebiet kommen kann. 

für alle Bohrungen (Erkundungsbohrungen, 
Monitoring-Messstellen, hauptbohrungen), 
Bohrplätze, das Kraftwerk und die infrastruktur-
Maßnahmen (Zufahrtsstraßen, Ver- und Entsor-
gungsleitungen, wärme- und gegebenenfalls 
Strom-Ableitungen) in Zusammenhang mit der 
Planung, Bau oder Betrieb einer geothermiean-
lage sind die naturschutzgebiete, natura 2000- 
gebiete, geschützte Biotope und örtliche Vor-
kommen geschützter Arten bzw. Artenschutz-
Bestimmungen, naturdenkmale, Bodendenk-
male, wasserschutzgebiete, heilquellenschutz-
gebiete, sensible grundwassernutzungen, ge-
wässerrandstreifen Altlastenflächen und Boden-
schutz-Bestimmungen sowie der Lärmschutz zu 
erheben und zu beachten (Abschn. 4.3):

   Die Energieversorgung der tiefbohranlage, 
des Bohrplatzes und des geothermiekraft-
werks (Antrieb der Bohranlage, sonstige  
geräte, Beleuchtung) sind umweltrelevant 
und dahingehend zu optimieren (z. B. teil-
weise oder vollständige Elektrifizierung). 

   neben den gesetzlich geregelten Bestimmun-
gen für den Siedlungsbereich sind Lärm- und 
Lichtemissionen (Abschn. 5.2) auch im Außen-
bereich und bezüglich umwelt und natur 
bestmöglich zu vermeiden bzw. zu reduzieren. 

   für die Abfallbeseitigung, den rückbau von 
Anlagen und Zufahrtsstraßen sowie die  
Beseitigung von flurschäden sind die gesetz-
lichen Bestimmungen sowie örtlich ange-
passtes umwelt- und naturverträgliches Vor-
gehen einzuhalten. 

   Bei Auswahl und Anlage des Bohrplatzes 
sowie bei der herstellung unterirdischer  
Zu- und Ableitungen sind Bestimmungen  
des Bodenschutzes zu beachten. 

   Das Abwasser muss ordnungsgemäß beseitigt 
und der gewässerschutz eingehalten werden. 
Es ist eine Entwässerung des Bohrplatzes mit 
Schadstoff-rückhaltung vorzusehen. Ebenso 
ist die Sicherung des Spülwasserkreislaufs 
vorzusehen sowie die Beseitigung eventueller 
artesischer überläufe sowie die Ableitung 
oder Auffangen von tiefem grundwasser aus 
hydraulischen tests und die ordnungsgemäße 
Ableitung von sonstigem anfallendem wasser 
am Bohrplatz (Abschn. 4.9). 

   Die geothermieanlage und die oberirdischen 
fernwärmeleitungen sollten auch im hinblick 
auf den Landschaftsschutz beurteilt werden. 
Sofern überschüssige Abwärme durch Kühl-
türme oder entsprechende Anlagen in die 
Atmosphäre abgeleitet werden muss, sind 
auch die lokalklimatischen Auswirkungen 
darzustellen und zu berücksichtigen. 

   Betroffene oder nahe gelegene heilquellen-
schutzgebiete sowie sensible gewinnungen von 
Mineralwasser, heilwasser oder thermalwasser 
müssen entsprechend berücksichtigt werden.

Das in Abschnitt 4.7 empfohlene grundwasser-
Monitoring dient der Beweissicherung und  
Kontrolle der güte des oberflächennahen grund- 
wasservorkommens.
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5.4  Bürgerbeteiligung und Öffentlichkeitsarbeit

im Mittelpunkt der Kommunikation stehen die zu erwartenden Probleme 
und Belästigungen, wie zum Beispiel Lärm-, Dampf- und geruchsentwick-
lungen, die einhergehen mit erhöhtem LKw-Verkehrsaufkommen durch 
die Anlieferung und Abtransport. Zum einen muss versucht werden,  
diese Belästigungen möglichst gering zu halten, zum anderen sollte die 
Bevölkerung aber auch umfassend über die zu erwartenden Maßnahmen 
informiert werden. Potentiell eintretende Probleme müssen dargelegt 
bzw. mit den Betroffenen sinnvolle Lösungen gesucht werden. Es ist ganz 
wesentlich, die Öffentlichkeit in Veranstaltungen (z. B. tag der offenen 
tür) oder bei anstehenden feierlichkeiten (z. B. Meißelweihe) vor ort ein-
zubinden. in kürzeren intervallen sollten die Bürger informiert werden, 
wobei empfohlen wird, dies immer mit den in der Kommune Verantwort-
lichen abzusprechen.

während der Erschließungsphase sollte durchgängig ein Ansprechpartner 
vor ort sein, sowie die Möglichkeit gegeben sein, die Bohrarbeiten aus  
sicherer Entfernung zu besichtigen bzw. in führungen die technologie 
kennen zu lernen. Die in den Abschnitten 2 - 4 zusammengestellten 
informationsmaterialien bzw. informationsmöglichkeiten sollten weiter 
genutzt werden, unter anderem durch regelmäßige Pressetermine. 

Der Austausch mit der Bevölkerung und im Projektbeirat sollte dazu  
genutzt werden, um das Projekt zu verbessern oder es ggf. an die Bedürf-
nisse vor ort anzupassen, d. h. offen sein für Anregungen, und Sorgen 
der Bevölkerung ernst nehmen (Abschnitt 3.1). oft kann aus einer ängst-
lichen frage eine Verbesserung des Projektes erfolgen.

Es kann überlegt werden, ob auch Behördenvertreter bei Veranstaltungen 
als unabhängige Experten zur Verfügung stehen. Behörden sind wichtige 
Partner im Projekt und mitverantwortlich, dass von Projekten keine  
gefährdung für die Bevölkerung ausgehen. für unabhängige fachinfor-
mationen stehen auch verschiedene fachleute aus der wissenschaft zur 
Verfügung. in Bw kann auch das Landesforschungszentrum geothermie 
(LfZg) angefragt werden (http://lfzg.rz.hs-offenburg.de).

im falle einer havarie, also einer Betriebsstörung oder eines Schadensfalles, 
sollte dem grundsatz gefolgt werden, angemessen und vollständig trans-
parent zu informieren, bei fragen und Konflikten schnell, besonnen und 
umfassend zu agieren und reagieren. Vorsicht ist geboten mit öffentlichen 
Schuldzuweisungen und -abweisungen. tritt beispielsweise ein sog. Berg-
schaden auf, so ist dieser in den §§ 114 ff BBerg geregelt. Beim Berg-
schaden handelt es sich um eine verschuldensunabhängige gefährdungs- 
haftung. Beim Auftreten einer schädlichen gewässerveränderung sind  
die haftungsregelungen im § 89 whg geregelt und greifen unabhängig 
davon ein, ob ein Verschulden vorliegt.

Unter Geothermie oder Erd-
wärme versteht man die in der
Erde gespeicherte Wärme. Sie
stammt zum einen aus der
Entstehungszeit der Erde, zum
anderen wird sie ständig neu
im Erdinneren erzeugt.

In der Erdkruste - der nur etwa
30 km dicken obersten Erd-
schicht - nimmt die Tempera-
tur um ca. 30°C pro km zu.
Schon in rund 3 km Tiefe ist
das Gestein mit rund 100°C
kochend heiß. 

Diese Energie können wir für
eine umweltfreundliche Ener-
gieversorgung nutzen: Im
Rahmen der oberflächenna-
hen Geothermie werden z. B.
Erdwärmesonden bis in eine
Tiefe von rund 400 m einge-
bracht. Die so gewonnene
Energie kann zum Heizen oder
Kühlen von Gebäuden einge-
setzt werden. 

Geothermie

Geothermie -
unerschöpfliche
Energiequelle
unter unseren Füßen

Kern
ca. 5000°C

Kruste 0-1000°C

Nur ein Teil des Media- 
angebots auf der  
Internetseite des LFZG:  
Informationen rund um 
die Geothermie.
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5.5   Durchführung der untersuchungen in der Tiefbohrung,  
Ertüchtigungsmaßnahmen 

Die geplanten hydraulischen tests, die hydrochemischen untersuchungen, die bohrlochgeophysika-
lischen Messungen, insbesondere die temperaturmessungen, sind so wie vorgesehen und genehmigt 
(Betriebsplan) durchzuführen (Abschn. 5.1) und die Daten entsprechend auszuwerten. falls Aus-
fällungen auftreten, sind diese zu beproben und auch auf radioaktivität zu untersuchen. Da die 
temperatur und die förderrate letztlich über die fündigkeit der Bohrung (Abschn. 4.2) entscheiden, 
kommt der Auswertung der hydraulischen tests eine zentrale Stellung zu. Die hydraulischen Tests 
müssen daher sehr sorgfältig durchgeführt werden, damit sie geohydraulisch auswertbar sind  
(Stober 1986). Die gewonnenen Auswertungen ergeben rückschlüsse auf die Eignung der Bohrung, 
oder ob nach Alternativen gesucht werden muss.

Ein weiterer Schwerpunkt der untersuchungen richtet sich auf die Hydro-
chemie. Die im Vorfeld auf der Basis von hydrochemischen Analysendaten 
aus dem näheren oder weiteren umfeld durchgeführten thermodyna- 
mischen Berechnungen und Laborversuche zur unterbindung von Aus-
fällungen und Korrosion können jetzt erstmals mit dem tatsächlichen 
thermalwasser verifiziert, justiert oder validiert werden (Abb. 5.6). 

wird die erwartete Durchlässigkeit bei der ersten Bohrung zunächst nicht 
angetroffen, so können sog. Ertüchtigungsmaßnahmen zur Steigerung 
der Ergiebigkeit durch Verbessern des grundwasseranschlusses durch- 
geführt werden. Als klassische Ertüchtigungsmaßnahme ist das Verfahren 
der hydraulischen Druckbeaufschlagung oder auch das Schocken (kurz-
zeitiges, intervallweises fördern) zu nennen. Das (Druck)-Säuern mit und 
ohne leichten überdruck ist ebenfalls eine Standardmethode, die seit  
vielen Jahrzehnten im Brunnenbau in der trink-, Mineral- aber auch in der 
thermalwassererschließung bei karbonatischem gesteinsmaterial (bspw. 
Kalkstein, Dolomit) oder bei gebirgen mit Kalzitbelägen auf Klüften ein-
gesetzt wird. Diese Ertüchtigungsmaßnahmen dienen primär nicht der 
Schaffung eines neuen Kluftnetzes, sondern dem verbesserten hydrau- 
lischen Anschluss des Bohrlochs an einen bestehenden, geklüfteten oder 
verkarsteten tiefen grundwasserleiter. 

für diese Ertüchtigungsmaßnahmen sowie das dafür eingesetzte fluid 
müssen im Voraus Betriebspläne, also genehmigungsanträge, bei der 
Bergbehörde eingereicht werden (Abschn. 4.3), in denen im Detail die 
injektionsmengen und -raten, die maximalen Drücke, das einzusetzende 
fluid etc. anzugeben sind, sowie ein gutachten über mögliche seismische 
Auswirkungen und mögliche wasserrechtliche Belange. 

grundsätzlich ist bei einer abgelenkten Bohrung, d.h. bei einer Schrägbohrung, die den Aquifer 
nicht vertikal sondern mit einer gewissen neigung durchteuft, eine höhere Ergiebigkeit als bei einer 
klassischen Vertikalbohrung zu erwarten, da die wahrscheinlichkeit, eine höhere Anzahl offener 
Klüfte anzufahren, deutlich größer ist. Eine Ergiebigkeitssteigerung lässt sich auch durch einzelne 

Abb. 5.6: 
Beispiel für die  
Einrichtung einer  
hydrochemischen  
Probenahme von  
Thermalwasser.
GEIE EMC, Foto: J. Scheiber
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von der Bohrung ausgehende Ablenkbohrungen (Sidetracks) im nutzhorizont erzielen. hierzu 
ist spezielles Bohrwerkzeug erforderlich (Abb. 5.7). Eine erhöhte Ergiebigkeit wird auch erwartet, 
wenn die Bohrung in eine hydraulisch aktive Auflockerungszone (damage zone) einer Störzone  
abgeteuft wird. Selbstverständlich sind auch diese Maßnahmen im Vorfeld genehmigungspflichtig 
(betriebsplanpflichtig).

weitergehende Maßnahmen, wie die massive hydraulische Stimulation, werden in der 
geothermie typischerweise bei petrothermalen Systemen (Enhanced geothermal System, EgS),  
also in gebirgen mit einer wesentlich geringeren Durchlässigkeit vorgenommen. EgS-Systeme  
dienen in der regel der Stromproduktion und werden daher in diesem handlungsleitfaden, wie in 
Abschn. 1.1 dargelegt, nicht behandelt. Der Einsatz dieser technologie muss in jedem fall strengen 
Sicherheitsstandards folgen, klar geregelt sein und umfassend überwacht werden (acatech 2015).

Sämtliche untersuchungen insbesondere diejenigen im Zielhorizont, auch die Ertüchtigungsmaß-
nahmen, müssen möglichst rasch ausgewertet werden, so dass die Prüfung auf Eignung des  
untergrundes, d. h. eine Entscheidung über die fündigkeit (Abschn. 4.2), erfolgen kann. ist der
untergrund trotz erfolgter Ertüchtigungs-
maßnahmen nicht für das Vorhaben  
geeignet, müssen die anvisierten Alter-
nativen zum tragen kommen (Abschn. 
4.9, 5.1) oder die Bohrung ist wieder 
ordnungsgemäß zu verfüllen. 

Bei Abweichungen zur geplanten ther-
malwasser-Ergiebigkeit oder tempe- 
raturen müssen alternative nutzungs-
konzepte in der wärmebereitstellung 
betrachtet werden, da sich eine  
geringere förderrate proportional  
auf die wärmeleistung auswirkt (gl.1) 
und somit den Ertrag verringert. 

falls die Bohrung in Bezug auf die Zielvorgabe als fündig eingestuft wird, müssen die Einbinde-
möglichkeiten in das lokale wärme- bzw. Energiekonzept überprüft (Abschn. 3.3), aktualisiert oder 
ggf. falls möglich neu entwickelt werden. Entsprechendes gilt auch für die ggf. angedachten  
Alternativlösungen.

Selbstverständlich muss die Öffentlichkeit und der Projektbeirat umgehend 
über diese ersten wichtigen Ergebnisse informiert werden.

Anhand der neu gewonnenen Erkenntnisse, insbesondere über den Zielhorizont, erfolgt falls not-
wendig die Justierung der numerischen untergrundmodelle, insbesondere bezüglich der hydrogeo-
logischen (hydraulik, hydrochemie) und temperatur-Eigenschaften (Abschn. 4.5). Mit der Justie-
rung der untergrundmodelle geht die Verifikation von seismologischem Monitoring und Modellie-
rung (Abschn. 4.6) einher. Entsprechendes gilt für das grundwasser-Monitoring (Abschnitt 4.7). 
Auch die hydrochemischen Berechnungen in Bezug auf Scaling- und Korrosionsproblem müssen 
verifiziert bzw. abgeändert werden (Abschn. 4.8). Die Vermeidungsstrategien für Scaling / Korrosion 
unter dem vorgesehenen Materialeinsatz muss verifiziert oder entsprechend abgeändert werden 
(Abschn. 4.8).

Abb. 5.7: Beispiel für ein Bohrwerkzeug für 
gerichtetes Bohren. Hinter dem Bohrmeißel folgt ein 
Steuerkopf, mit dem die Richtungskontrolle erfolgt.
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zweIte und weItere  
erschlIessunGsphase

6
Auf der Basis der Ergebnisse der ersten 
Tiefbohrung und der geohydraulischen  
sowie geomechanischen Modellierung 
muss der Bohrpfad inklusive der Zielpunkt 
(Target) für jede weitere Bohrung über-
prüft, verifiziert oder korrigiert werden 
(Abb. 6.1, 6.2). 

Erfahrungen zeigen, dass der untertägige 
Abstand von zwei Bohrungen einer geo-
thermischen Dublette bei etwa 1.500 m bis 
2.500 m beträgt. Der natürliche hydrau- 
lische Gradient im Reservoir spielt dabei 
i.d.R. keine ausschlaggebende Rolle, da er 
in Tiefen-Reservoiren sehr niedrig ist.

Abb. 6.1: Beispiel für eine Tiefbohranlage.
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Das Vorgehen für die zweite und jede weitere 
Bohrung erfolgt in Analogie zur ersten tief-
bohrung (Abschn. 5). Das betrifft auch die er-
forderlichen genehmigungen, die hydraulischen 
und hydrochemischen untersuchungen mit 
Auswertungen, die numerischen Modelle und 
überwachungsnetze (Abschn. 5.1, 5.5). 

Auch hier erfolgt im Anschluss die Prüfung  
auf Eignung des untergrundes, d. h. eine Ent-
scheidung über die fündigkeit (Abschn. 4.2). 
falls die benötigte Durchlässigkeit zur Erzielung 
der gewünschten thermalwassermenge nicht 
erreicht wird, müssen alternative nutzungs- 

Abb. 6.2: Beispiel für einen Steuerpult einer Tiefbohranlage.
Herrenknecht AG

konzepte in der wärmebereitstellung betrachtet 
werden, da sich eine geringere thermalwasser-
menge proportional auf die wärmeleistung  
auswirkt und somit den Ertrag verringert. in  
diesem falle könnten beispielsweise Sidetracks 
anvisiert werden oder – falls wirtschaftlich  
tragbar – eine dritte Bohrung, um vom vorge-
sehenen Ziel nicht abweichen zu müssen,  
insbesondere dann, wenn die erste Bohrung  
bereits fündig war. 

wird der Bohrplatz nicht mehr benötigt,  
muss er rückgebaut werden. Der rückbau 
ist betriebsplanpflichtig.
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6.1   Probebetrieb des Primärkreislaufes,  
Inbetriebnahme der Dublette

im falle der feststellung der Eignung des untergrundes, also der fest- 
stellung der fündigkeit separat für jede einzelne Bohrung, muss im  
Anschluss daran ein Probebetrieb des Primärkreislaufes durchgeführt  
werden. Auch hierfür ist rechtzeitig zuvor ein Betriebsplan zu erstellen 
und die erforderliche genehmigung einzuholen. Der übertägige thermal-
wasserkreislauf ist dabei in einem geschlossenen Kreislauf zu fahren,  
d. h. ohne Möglichkeit eines gasaustausches oder wasseraustritts  
(Abschn. 4.8). Bei dem Probebetrieb wird dem thermalwasser noch keine 
wärme entzogen, d. h. das geförderte thermalwasser gelangt über die 
injektionsbohrung direkt in den Aquifer zurück, mit einer nur geringfügig 
erniedrigten temperatur. Allerdings unterliegt das thermalwasser infolge 
der großen förderhöhe (2.000 - 4.000 m) starken Druckänderungen,  
wodurch es zu Ausfällungen (insbesondere von Calcit) kommen kann. 
ggf. sind bereits bei diesem Versuch entsprechende Vorkehrungen zu treffen, 
wie sie in den Abschnitten 4.8, 5.5 untersucht und erhoben wurden.

während des Probebetriebes sollten unbedingt Basisdruckmessungen 
(Abschn. 5.1) in der förder- und der injektionsbohrung vorgenommen 
werden. Parallel dazu sind die temperatur und die Salinität aufzuzeichnen. 
Auch mehrere hydrochemische Beprobungen sollten erfolgen, um zu  
erkennen. ob sich die wasserchemie ändert. während des Probebetriebes 
sind die seismologischen- und grundwasser- Monitoringsysteme zusätz-
lich zum normalen Messrhythmus in engen Zeitintervallen zu beobachten. Leitstand einer  

Tiefbohranlage.
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Auch hier muss die Auswertung der während des Probebetriebes durch- 
geführten untersuchungen zügig erfolgen. Der Einfluss der hydrochemie 
muss in Bezug auf ihre potenzielle Beeinflussung der über- und untertage-
Anlagen verifiziert werden. Die Ergebnisse des Probebetriebs dienen 
auch dazu, die Modellierungen im Detail zu justieren. Letztlich müssen die  
Modell-Ergebnisse mit den beobachteten werten in Einklang stehen.  
Die Erfahrungen aus der ersten Erschließungsphase in hinblick auf das  
induzierte seismische Potenzial und die mögliche gefährdung sind durch 
ein qualifiziertes Standortgutachten (Abschn. 4.6) im hinblick auf even-
tuell erforderliche weitere Ertüchtigungsmaßnahmen und mögliche  
Betriebsstörungen (wechsel von Pumpen etc.) anzupassen. 

Mit dem Probebetrieb sind die wesentlichen fragen der gegen- 
seitigen Beeinflussung der beiden Bohrungen abzuklären:  
reagieren die beiden Bohrungen hydraulisch (u. u. sogar thermisch) 
aufeinander? Dient die injektion dem recharge (wiederauffüllung) 
des Aquifers? ist ein hydraulischer Kurzschluss zu befürchten,  
d. h. ein Direktkontakt (direkte, sehr kurzzeitige Verbindung)  
zwischen injektions- und förderbohrung? 

um einen hydraulischen Kurzschluss ausschließen 
zu können, kann zwischen den beiden Bohrun-
gen ein Markierungsversuch mit sog. tracern 
durchgeführt werden. Dieser liefert auch Aus- 
sagen über die Verweilzeit und den förderanteil 
des wieder in den Aquifer injizierten wassers  
(Käß 2004).

in folge sind ggf. weitere Produktionstests  
erforderlich, ggf. auch weitere Ertüchtigungs-
maßnahmen (Abschn. 5.5) zum Erreichen der 
vorgesehenen Zirkulationsrate. Dies erfordert  
natürlich immer wieder die Verifikation bzw. 
Justierung der numerischen untergrundmodelle 
sowie der seismologischen Prognosen. Selbst-
verständlich müssen alle derartigen tests im 
Vorfeld genehmigt sein. in dieser Phase ist es 
auch wichtig festzulegen, welche Bohrung die
spätere injektions- und welche die förderbohrung sein wird, sofern durch 
den Ausbau der Bohrungen diesbezüglich keine restriktionen vorliegen. 
Es wird empfohlen, für den späteren Produktionsbetrieb nach Möglichkeit 
die Bohrung mit der höheren Durchlässigkeit als injektionsbohrung vorzu-
sehen, um möglichst niedrige injektionsdrucke zu erzielen.

Sind alle Ergebnisse zufriedenstellend ausgefallen, erfolgt die Verifikation 
von Projekt-Zielen und der Einbindungsmöglichkeiten in das lokale 
wärme-, bzw. Energiekonzept und es kann mit dem genehmigungs- 
verfahren des heiz- oder/und Kraftwerks begonnen werden.

Hydrothermales Kraft- 
werk im Probebetrieb.  
Im Vordergrund ein  
Preventer für die beiden 
Bohrungen und Abdampf-
schwaden während eines 
Pumpversuchs.



77

6.2  Bürgerbeteiligung und Öffentlichkeitarbeit

Die Erfahrungen aus den vorangegangenen Erschließungsphasen sollten in die weiteren Schritte 
zur Öffentlichkeitsinformation einfließen und entsprechend berücksichtigt werden. Dabei ist aus- 
gehend von Abschn. 4.1 und 5.4 auch zu überprüfen, welche Maßnahmen zu einer Verbesserung 
beitragen können. Der Bürger muss erkennen können, dass er ernst genommen wird und dass auf 
seine wünsche und Anregungen eingegangen wird, wie z. B. reduzierung des Lärmaufkommens 
in Bezug auf den LKw-Verkehr durch die Materialanlieferung zu bestimmten uhrzeiten.

unter umständen muss auch das Kommunikationskonzept angepasst werden. Dazu ist eine  
kritische Selbstreflexion (ggf. mit hilfe eines Mentors) erforderlich. in jedem fall sollte versucht  
werden, den Bürger mitzunehmen und Vertrauen zu schaffen durch transparenz der Vorgänge  
auf der Baustelle.

hierfür kann ein Projektbeirat ein wichtiges instrument sein.

6.3  Erstellung des Heizwerks / Kraftwerks

im Anschluss an den erfolgreichen testbetrieb und die erfolgreiche inbetriebnahme der Dublette 
kann mit den übertägigen Arbeiten in Zusammenhang mit dem heiz- oder / und Kraftwerk und 
dem eigentlichen Bau der Anlage begonnen werden. Zunächst müssen die einzelnen Komponenten 
hierfür ausgeschrieben und bestellt werden. Ebenso müssen die Montagearbeiten ausgeschrieben 
werden. infolge sind umfangreiche Planungsarbeiten und einzelne testläufe notwendig, bevor der 
sog. Abnahmetest durchgeführt werden kann und letztlich die geothermieanlage in einem Probe-
betrieb fahren kann.

für die Errichtung der gebäude (i.d.r. 
heizzentrale, Kraftwerksgebäude) ist  
im Vorfeld eine Baugenehmigung nach 
der Landesbauordnung erforderlich,  
die von der zuständigen unteren Bau-
rechtsbehörde erteilt wird. Prüfungs- 
gegenstand des Baugenehmigungs- 
verfahrens sind auch die jeweiligen  
bauplanungsrechtlichen Vorschriften  
(Abschn. 4.10). 
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probebetrIeb der  
GeothermIeanlaGe

7

In dieser Phase werden die Übertage- 
anlagen, das Heizwerk oder / und das  
Kraftwerk angefahren. Es erfolgt erstmals 
ein Probebetrieb der Geothermieanlage, 
d. h. dem Thermalwasserkreislauf wird  
im Gegensatz zum zuvor durchgeführten 
Testbetrieb des Primärkreislaufs Wärme 
entzogen und diese im Kraftwerk genutzt.

Dieser Probebetrieb erfordert ein sehr ausführ- 
liches Monitoring der hydraulik, der hydrochemie 
sowie der Seismizität und es müssen auch die 
entsprechenden Messinstrumente installiert sein 
(z. B. Basisdrucksonden, temperaturfühler,  
hydrochemische Probenahme, etc.). Die Mess-
daten müssen zu den Daten aus dem Modell 
passen. ggf. muss erneut eine Verfeinerung und 
Justierung der Modellierungen vorgenommen 
werden, sodass das Modell kalibriert ist.

Die Erfahrungen aus dem Probebetrieb sind im 
hinblick auf das induzierte seismische Potenzial 
und die mögliche gefährdung erneut zu bewer-
ten und zu überprüfen. Entsprechendes gilt für 
die Vermeidungsstrategien in Bezug auf Scaling. 
in dieser Projektphase wird auch die spätere 
förderrate festgelegt. in jedem fall müssen die 
beobachteten Druckabsenkungen und -auf- 
höhungen zu den berechneten werten passen.

Anhand des durch den Probebetrieb der  
geothermieanlage justierten, verifizierten und  
somit kalibrierten, thermisch-hydraulischen  
numerischen untergrundmodells wird die 
hydraulische und thermische Reichweite 
der Anlage für eine festgesetzte Betriebsdauer 
(i.d.r. 30 - 50 Jahre) berechnet. 

Diese Berechnung ist grundlage für die Ab- 
grenzung des bergrechtlichen Bewilligungs-
feldes zur gewinnung von Erdwärme. 

Auf der Basis dieser Berechnungen kann das 
Bewilligungsfeld bei der Bergbehörde beantragt 
werden. Eine gefährdung anderer Bewilligungs-
felder und sonstiger gewinnungen im weiteren 
umfeld darf nicht gegeben sein.
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8dauerbetrIeb

Für die im Anschluss an die Aufsuchung 
stattfindende Gewinnung der Erdwärme  
ist eine bergrechtliche Bewilligung erfor-
derlich, die für einen längeren Zeitraum  
(30 - 50 Jahre) erteilt wird (Abschn. 7).  
Auch in dieser Phase sind der Bergbehörde 
zusätzlich zu dem nach hydraulischen und 
thermischen Vorgaben abgegrenzten Be-
willigungsfeld ein Arbeitsprogramm sowie 
die Glaubhaftmachung der Finanzierung 
der vorgesehenen Maßnahmen vorzule-
gen. Die Bewilligung ist Inhabergebunden,  
d. h. sie darf nur mit Zustimmung der Berg-
behörde auf Dritte übertragen werden.

Die sich an die gewinnung anschließende  
nutzung der Erdwärme durch ein Kraft- oder 
heizwerk fällt nicht mehr unter das Bergrecht 
sondern primär unter das Baurecht (Abschn. 2.4, 
4.10, 5.2). Betriebsplanpflichtig bleibt weiterhin 
der Primärkreislauf inklusive der Bohrungen.

Die verschiedenen Monitoring-Systeme sind 
weiter zu betreiben, ebenso die Maßnahmen 
für die hydraulischen und hydrochemischen  
Betriebsdaten der Anlage. Eine ggf. mögliche 
oder notwendige Anpassung des Monitoring 
erfolgt in Abstimmung mit den genehmigungs-
behörden. ggf. sind Entsorgungsmaßnahmen 
erforderlich, wenn z. B. Sinter in den filtern  
beobachtet wird (Abschn. 4.8). 

Abweichungen von den Prognosen sind zu  
beachten, und den möglichen ursachen muss 
unmittelbar nachgegangen werden. Dabei ist 

zwischen untertägigen Auffälligkeiten, wie 
Druckänderungen oder Änderungen in der  
hydrochemie und im gasgehalt, und übertägi-
gen Auffälligkeiten der Anlage (Betriebsstörun-
gen) zu differenzieren. Die jeweils zuständigen 
Behörden sind unmittelbar zu informieren. 

Läuft die Anlage im regelbetrieb ohne Probleme, 
kann die Kommunikation mit der Öffentlichkeit 
reduziert werden. Dabei sollte nicht vergessen 
werden, dass weiterhin informationsbedarf und 
auch interesse an dem Vorhaben vor ort besteht 
oder bestehen könnte. Es wird daher vorge-
schlagen, Besuchsmöglichkeiten vor ort anzu-
bieten und Betriebszahlen in internet zu publi-
zieren. Läuft die Anlage jedoch mit Problemen 
und längeren Produktionsausfällen, ist eine  
umfassende, offene und ehrliche informations-
politik zu empfehlen.
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9rückbau / stIllleGunG

Die geothermieanlage muss außer Betrieb  
genommen werden und der rückbau des heiz-
werkes / Kraftwerkes kann beginnen. werden 
die Bohrungen nicht mehr benötigt, müssen  
sie ordnungsgemäß verfüllt werden. Auch die 
übertägigen Anlagenteile sind ordnungsgemäß 
zu entsorgen. Diese Maßnahmen sind von  
vorneherein bei der finanzierung zu berücksich-
tigen (hinterlegung der Kosten für den rück-
bau). Die Arbeiten werden von den zuständigen 
Behörden begleitet. 

Erfolgt die Stilllegung der Anlage,  
z. B. weil sie nach einer langen Betriebs- 
zeit von über 30 - 50 Jahren veraltet ist 
oder weil sich der Eigentümer einer  
anderen Nutzung zugewandt hat,  
so ist ein sog. Abschlussbetriebsplan  
für die Folgenutzung aufzustellen und  
der dafür zuständigen Bergbehörde  
zur Genehmigung vorzulegen.

grundsätzlich wird zwischen einer bergrecht- 
lichen folgenutzung, die betriebsplanpflichtig ist, 
und dem rückbau der existierenden geothermie-
anlage unterschieden. Beim rückbau ist für das 
werksgebäude eine Abrissgenehmigung erfor-
derlich und für die Verfüllung der Bohrungen 
ein Abschluss-Betriebsplan. 

Auch in diesem fall sollten die Verantwortlichen 
die Bevölkerung informieren.
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Rechtliche Vorschriften

Allgemeine Verwaltungsvorschrift (AVV) Baulärm und 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (tA Lärm)

BauGB, Baugesetzbuch

BbergG, Bundesberggesetz

BBodSchG, Bundes-Bodenschutzgesetz

BimSchG, Bundesimmissionsschutzgesetz

BNatSchG, Bundesnaturschutzgesetz

EwärmeG, Erneuerbare-wärme-gesetz

EEwärmeG, Erneuerbare-Energien-wärmegesetz

KrwG, Kreislaufwirtschaftsgesetz

LBo, Landesbauordnung

LplG, Landesplanungsgesetz 

NatSchG Bw, naturschutzgesetz des Landes Bw 

StrlSchV (2001): Verordnung für die umsetzung von 
EurAtoM-richtlinien zum Strahlenschutz vom 20. Juli 2001.- 
Bundesgesetzblatt 2001, teil i, nr. 38 vom 26.07.2001, S. 1714 ff.

uVPG, gesetz über die umweltverträglichkeitsprüfung

uVP-V, Bergbau

uwvG, umweltverwaltungsgesetz

VAwS, Verordnung über Anlagen zum umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen

Verwaltungsvorschrift (VwV) Öffentlichkeitsbeteiligung, 
und dazu Planungsleitfaden

wG, wassergesetz des Landes Baden-württemberg

wHG, wasserhaushaltsgesetz des Bundes



86

Literatur

Acatech (2015): Position „hydraulic fracturing – eine technologie in der Diskussion“.- 
Deutsche Akademie der technikwissenschaften, 51 S., Berlin.

API (2005): APi standard 14B (fifth edition), Design, installation, repair and operation 
of Subsurface Safety Valve System. 
APi Publishing Services, 1220 L Street, n.w., washington, D.C. 

API (2006): APi SPEC 5Ct / iSo 11960, Specification for Casing and tubing. 
APi Publishing Services, 1220 L Street, nw, washington D.C.

Barth, A., Gaucher, E. (2012): Monitoring geothermaler felder durch 
seismische netzwerke: Vorgaben und Chancen.- bbr, 56-61.

BINE (2016): Komunikationskonzept tiefe geothermie.- 
BinE informationsdienst Projektinfo 17, 4 S., Bonn.

BMu (2011): nutzungsmöglichkeiten der tiefen geothermie in Deutschland.- 
BMu (Bundesministerium für umwelt, naturschutz und reaktorsicherheit), 
Bearbeiter: Stober, i., fritzer, t., obst, K., Schulz, r., 73 S., 2. Aufl., Berlin.

DIN 4149 (2005): 2005 - 04: Bauten in deutschen Erdbebengebieten. 
Lastannahmen, Bemessung und Ausführung üblicher hochbauten.
normenausschuss im Bauwesen (nABau), Din – April 2005, Berlin.

DIN 4150-3 (1999): Erschütterungen im Bauwesen – teil 3: Einwirkungen auf bauliche Anlagen.
normenausschuss im Bauwesen (nABau), Din – Ausgabe 1999 - 02, Berlin.

Enerchange (2014): Öffentlichkeitsarbeit für geothermieprojekte.- 
argentur für erneuerbare energien, 71 S., freiburg.

FKPE (2015): Empfehlungen zur Erstellung von Stellungnahmen zur seismischen 
gefährdung bei tiefengeothermischen Projekten, Positionspapier des fKPE, Milestone 3, 
Dgg Mitteilungen 1/ 2015, S. 5-7, hamburg. 

FKPE (2012): Empfehlungen zur überwachung induzierter Seismizität, 
Positionspapier des fKPE, Milestone 1, Dgg Mitteilungen 3 / 2012, S. 17-31, hamburg 

GTV (2011): richtlinie Bundesverband geothermie e.V., „Seismizität bei geothermieprojekten,
Blatt 1: Seismische überwachung – weißdruck-, gtV1101, Dezember 2011.

von Hartmann, H., Beilecke, T., Buness, H., Musmann, P., Schulz, R. (2015): 
Seismische Exploration für tiefe geothermie.- geologisches Jahrbuch, reihe B, Band B 104.

IEKK (2014): integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept Baden-württemberg.- 
Ministerium für umwelt, Klima und Energiewirtschaft, 175 S., Stuttgart.

Käß, w. (2004): geohydrologische Markierungstechnik, Lehrbuch der hydrogeologie Bd. 9, 
mit Beiträgen von: h. Behrens, J. frank, K. grust, t. himmelsbach, r. hock, 
P. höhener, h. hätzl, D. hunkeler, h. Moser, P. rossi, h.D. Schulz, i. Stober, A. werner, 
557 S., gebrüder Bornträger Berlin u. Stuttgart.



87

Länderverordnung (2006): Bergverordnung für tiefbohrungen, untergrundspeicher 
und für die gewinnung von Bodenschätzen durch Bohrungen im Land niedersachsen 
(tiefbohrverordnung – BVot).

Schellschmidt, R. & Stober, I. (2008): untergrundtemperaturen in Baden-württemberg.- 
LgrB-fachbericht, 2, 28 S., regierungspräsidium freiburg.

Schulz, R., Schellschmidt, R. (1991): Das temperaturfeld im südlichen oberrheingraben.- 
geol. Jb., E48: 153 -165; hannover.

Stober, I. (1986): Strömungsverhalten in festgesteinsaquiferen mit hilfe von Pump- und 
injektionsversuchen.- geologisches Jahrbuch, reihe C, heft 42, 204 S., hannover.

Stober, I., Jodocy, M., Burisch, M. (2013): Auswirkungen der physikalischen Eigenschaften
von tiefenwässer auf die thermische Leistung von geothermieanlagen und die Aquiferparameter.- 
Z. geol. wiss., 41, 1-2: 9-20, Berlin.

Stober, I., Bucher, K. (2014): geothermie.- Springer Verlag, 2. Auflage, 
302 S., 145 Abb., heidelberg (Doi 10.1007/ 978-3-642-41763-4).

Stober, I., Bucher, K. (2015): hydraulic and hydrochemical properties of deep sedimentary 
aquifers of the upper rhine graben, Europe.- geofluids, 15 / 3, 464 - 482.

Strayle, G., Stober, I., Schloz, w. (1994): Ergiebigkeitsuntersuchungen in festgesteinsaquiferen.-
informationen 6, geologisches Landesamt Baden-württemberg, 114 S., 65 Abb., 11 tab., 
freiburg i.Br. 

VBI (2013): tiefe geothermie.- Leitfaden des Verband beratender ingenieure, 
Bd. 21, 123 S., Berlin.

VDI 7000 (2015): frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei industrie- und infrastrukturprojekten.- 
Verein Deutscher ingenieure, richtlinie, 103 S., Düsseldorf.

VDI 7001 (2014): Kommunikation und Öffentlichkeitsbeteiligung bei Planung und Bau 
von infrastrukturprojekten.- Verein Deutscher ingenieure, richtlinie, 44 S., Düsseldorf.

wEG (2006): technische regel – futterrohrberechnung, mit rohrfestigkeiten 
wie angegeben in APi Bul 5C2 / iSo 10400 oder berechnet nach APi Bul 5C3 / iSo 10400.- 
wirtschaftsverband Erdöl- und Erdgasgewinnung e.V.

wEG- Richtlinie (2006): gestaltung des Bohrplatzes.- wirtschaftsverband Erdöl- 
und Erdgasgewinnung e.V, 6 S.

wEG-Richtlinie (2014): Praxis der hydraulischen Bohrlochbehandlung für konventionelle 
Speichergesteine.- wirtschaftsverband Erdöl- und Erdgasgewinnung e.V., 67 S. 






